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Die ataſtrophe. 


Es wird in Deutſchland ſehr heftig, aber 
ebenſo erfolglos regiert. Man kann durchaus 
anerkennen, daß die Männer, die augenblicklich 
die Verantwortung im Deutſchen Reiche haben, 
fih alle Mühe geben, den verfahrenen Karren 
aus dem Moraſt auf eine fahrbare Straße zu 
ziehen. Aber alles Wohlwollen darf dem 
Politiker doch den Blick nicht dagegen ver⸗ 
ſchließen, daß der Effekt eines großen Aufwandes 
an Tätigkeit gleich Null iſt. Das Einzige, was 
unbedingt geleiſtet werden muß, iſt vorläufig 
noch nicht verbürgt: der Wiederaufbau deutſcher 
Arbeit. Dazu iſt noch nicht einmal ein Anfang ge⸗ 
macht. Das deutſche Wirtſchaftsleben zeigt nicht 
die geringſte Spur einer Beſſerung. Allerdings 
wird hier und da wieder gearbeitet. Wenn 
man die Fachleute einzelner Branchen, beſon⸗ 
ders die der Elektrizitäts⸗Induſtrie und der 
Maſchinenfabrikation, ſpricht, auch wenn man 
ſich mit Chemikern unterhält, möchte man 
manchmal annehmen, daß es erlaubt ſei, Hoff: 
nungen zu ſchöpfen. Jedoch es handelt ſich 
hier um Ausnahmen, um Männer, deren 
Optimismus ſich an die Erfahrungen ihres 
engen Geſchäftsbereiches knüpft, die nicht ver⸗ 
allgemeinert werden dürfen. In einem Be⸗ 
tracht iſt ſolche Verallgemeinerung vielleicht 
zuläſſig: Wenn man von einzelnen beſonders 
agitatoriſch bearbeiteten Schichten der arbeiten⸗ 
den Bevölkerung abſieht, iſt die Mehrheit der 
deutſchen Arbeiterſchaft zweifellos bereits wieder 
Sbeitswillig. Sie ſehnt ſich nach geregelter 
o tigkeit, „Sie ift des planloſen Treibens, des 

digen Diskutierens und Politiſierens müde. 
aun von großem Vorteil, wenn man dieſe 
aug Grundſtimmung der Arbeiter zu be⸗ 
blicklich e tinde. Aber es kann bei der augen: 
ren ichen Planloſigkeit der Regierenden nicht 
ng dauern, bis Arbeitnehmer und Arbeit⸗ 
g 5 gleichermaßen erkennen, daß ihr emſiges 

eilſchaffen Siſyphusarbeit iſt, daß die Produkte 


ihrer Tätigkeit in ein Danaidenfaß geſchöpft 
werden, deſſen Bodenloſigkeit alles verſchlingt. 

Wenn man die wirtſchaftliche Lage Deutſch⸗ 
lands richtig beurteilen will, ſo darf man weder 
davon ausgehen, daß an einigen Stellen emſig 
und mit Ernſt gearbeitet wird, noch, daß 
wieder an anderen Orten die Arbeitsleiſtung, 
wo ſie überhaupt ſichtbar iſt, hinter dem nor⸗ 
malen Durchſchnitt zurückbleibt, genau ſo wie 
man die Ernteausſichten im Deutſchen Reich 
nicht zu beurteilen vermag, wenn man nur ein 
paar Landſtriche bereiſt und über die Geſamt⸗ 
wetterlage ſich nicht informiert. Es gibt für 
die Beurteilung der Geſamtwirtſchaft beſonders 
in der augenblicklichen Lage untrügliche Grad⸗ 
meſſer. Vor allem die Skala der Valuta. Die 
deutſche Valuta hat jetzt einen Stand erreicht, 
der die Kataſtrophe bedeutet. An der Kölner 
Börſe vom 24. Januar wurde die Pfundnote 
mit 290 Mark, der Dollar mit 75 Mark be⸗ 
zahlt, 100 holländ Gulden erzielten 2900, 
100 ſchweizeriſche Franken 1350 Mark. Dabei 
täuſcht die in Deutſchland übliche Notierung 
der fremden Wechſel noch etwas über die wirk⸗ 
liche Lage hinweg. Das richtigere Bild ge⸗ 
winnt man, wenn man von der Notierung 
der deutſchen Wechſel an den fremden Börſen 
ausgeht, denn da kann man feſtſtellen, daß 
gegenüber den neutralen Währungen das deutſche 
Geld ein Disagio von 93 bis 94% aufweiſt. 
Die Mark gilt alſo dort etwa 6 Pfennige. 
Dieſer Tiefſtand mag noch nicht das Ende an⸗ 
kündigen, aber um ſo mehr iſt man berechtigt, 
in ihm eine Kataſtrophe zu ſehen. 

Um dieſen Valutaſtand richtig zu würdigen, 
muß man die innere Geldverfaſſung des Landes 
betrachten. Nach dem Ausweis der Reichsbank 
vom 15. Januar beträgt der Notenumlauf 35,68 
Milliarden, die Summe der im Verkehr be⸗ 
findlichen Reichsdarlehnskaſſenſcheine 13,44 Milli- 
arden Mark. Mit dieſem Geſamtbetrag 
papierner Geldwertzeichen in Höhe von 49,12 
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Milliarden iſt aber der Umkreis der deutſchen 
Inflationserſcheinungen noch keineswegs voll⸗ 
kommen abgeſteckt Denn nicht bloß das um⸗ 
laufende Papier, ſondern die Geſamtſumme 
der ſubjektiven Kaufmöglichkeiten ſind für das 
Verhältnis von Kaufmöglichkeit zu Produktions⸗ 
erzeugniſſen maßgebend; es iſt deshalb nötig, 
auch die bei der Reichsbank beſtehenden Gut⸗ 
haben hinzuzufügen, die ja jederzeit in Noten 
umgewechſelt werden können. Wenn wir dieſe 
Summe hinzurechnen und von ihr den Metall⸗ 
beſtand abziehen, ſo haben wir eine durch 
die Reichsbank (nicht einmal durch die Summe 
aller Bankinſtitute) ſignaliſierte Kreditinflation 
von 59,25 Milliarden Mark zu berückſichtigen. 
Als eine Teilurſache — aber eine ſehr wichtige — 
dieſer Inflation erſcheinen auf der Aktipſeite der 
Reichsbank Wechſel in Höhe von 35,68 Milliarden, 
die ſich zum größten Teil aus Schuldverpflich⸗ 
tungen des Reiches zuſammenſetzen. Die Ge⸗ 
ſamtſumme der ſchwebenden Schulden des 
Reiches iſt zuletzt im September mit rund 
75 Milliarden angegeben worden. Sie dürfte 
ſich inzwiſchen um ungefähr ſieben Milliarden 
vermehrt haben. Rechnet man dazu noch die 
Vermehrung der fundierten Schulden um den 
bargezeichneten Betrag der Sparprämien⸗Anleihe, 
ſo darf man augenblicklich wohl die Summe 
der ſchwebenden und fundierten Schulden des 
Reiches ohne Berückſichtigung der Schulden der 
Einzelſtaaten und der Kommunen auf rund 
175 Milliarden annehmen. Dieſe Schuld ver⸗ 
mehrt ſich nun ſicher noch um die Verpflichtungen 
aus dem Friedensvertrag, ſowohl gegenüber 
dem Auslande, als auch gegenüber den In⸗ 
ländern, die abgefunden oder für Lieferungen 
ans Ausland bezahlt werden müſſen. Das be⸗ 
deutet die Ausſicht auf eine ungeheure Ver⸗ 
mehrung der Papierflut ſchon für die nächſte 
Zukunſt. 

Was iſt demgegenüber bisher geſchehen? 
Ein Miniſterium, das ſich aus Männern guten 
Willens, aber verdunkelten Blickes für die Zu⸗ 
ſammenhänge der Wirtſchaft zuſammenſetzt und 
einem waghalſigen, aus Unverſtand leichtfertigen 
Dilettanten das Finanzminiſteramt überträgt, 
fabriziert komplizierte Steuergeſetze, die niemals 
realiſiert werden, dafür aber ſchon vor der Re⸗ 
aliſation im Inland und Ausland Unruhe 
ſtiften. Der Finanzminiſter beruft Valuta⸗ 
konferenzen ein, ohne den Mahnungen der 
wenigen ernſten Männer in dieſen Konferenzen 
Gehör zu ſchenken. Die deutſche Banknote iſt 
heute bereits eine Aſſignate; wir befinden uns 
in einem Abſturz, den nichts aufhalten kann. 
Nach wie vor fehlt jede Erkenntnis, daß die 
Reform von Währung und Geldwert bei der 
Wirtſchaft anfangen muß und daß jede Steuer⸗ 
und Finanzpolitik im luftleeren Raum experi⸗ 
mentiert, wenn ſie ſich nicht auf einen Wirt⸗ 
ſchaftsplan zu ſtützen vermag. 


Nehmen wir einmal an, es ſei richtig, daß 
der Tiefſtand der deutſchen Valuta in ausſchlag⸗ 
gebender Weiſe durch das Vertrauen oder, beſſer 
geſagt, durch den Mangel an Vertrauen zum 
deutſchen Geld und zur deutſchen Wirtſchaft be⸗ 
einflußt ſei. Ganz falſch iſt dieſe Auffaſſung 
ja auf keinen Fall, denn bei Ländern mit paſſiver 
Zahlungsbilanz muß die Vertrauensfrage bei 
der Bewertung des Geldes im Ausland eine 
weſentliche Rolle ſpielen. Woher ſoll denn 
nun aber das Vertrauen zu unſerer Wirtſchaft 
kommen? Es könnte doch nur genährt werden, 
wenn überhaupt irgendein ſichtbarer Plan für 
den Aufbau der Wirtſchaft in Deutſchland be⸗ 
ſtünde, zu dem das Ausland kritiſch Stellung 
zu nehmen imſtande wäre. Aber ein ſolcher 
Plan beſteht nicht. So große Mühe ſich auch 
einzelne verſtändige Männer in einzelnen 
Reichsämtern geben, ihre Planideen durchzu⸗ 
ſetzen, wenn ſie ſie ſchon im eigenen Miniſterium 
ſchließlich zum Siege bringen, ſo gelingt es 
ihnen hinterher nicht, dem Plan im Kabinett 
zum Sieg zu verhelfen. All ſolche Pläne 
beziehen ſich aber zudem meiſtens nur auf 
Einzelmaterien. Jedenfalls wenn wirklich ſo 
etwas wie ein Geſamtplan vorhanden ſein 
ſollte, ſo fehlt jede großzügige Propaganda für 
ihn, die auf die Maſſen im eigenen Volk und 
auf das Ausland zu wirken vermöchte, jede 
Zuſammenfaſſung, jede Vergeiſtigung, alles Zwin⸗ 
gende. Selbſt die Einberufung des Wirtſchafts⸗ 
rates, auf den man immer noch eine gewiſſe 
Hoffnung für die Aufſtellung vernünftiger Richt⸗ 
linien ſetzen kann, wird von der Regierung hin⸗ 
ausgezögert. Das Reichskabinett als ſolches iſt 
daran allerdings unſchuldig. Aber im Reichsrat 
haben die Länder wieder Schwierigkeiten gemacht, 
wie ſie ähnlich im alten Bundesrat gang und 
gäbe waren. In die berufsſtändiſche Gliederung 
dieſes Wirtſchaftsrates ſollen von den Vertretern 
der Länder (insbeſondere von Preußen, Bayern 
und Sachſen) territorialpartikulariſtiſche Ge⸗ 
ſichtspunkte hineingetragen ſein. Preußen will 
die Mumien der Handelskammern zu Wahl⸗ 
körpern für den Wirtſchaftsrat machen. Die 
Folge davon iſt die Hinausſchiebung der Fertig⸗ 
ſtellung der wichtigen Verordnung über die 
Einberufung eines proviſoriſchen Wirtſchafts⸗ 
rates geweſen, ſo daß ſein Zuſammentritt jetzt 
ſicher vor dem Monat April oder gar vorher 
kaum wird erfolgen können. 

Selbſt wenn man eine Planwirtſchaft für 
die Belebung des Vertrauens zum deutſchen 
Gelde im Ausland als höchſt nebenſächlich be⸗ 
trachtet, ſo iſt ſie trotzdem das einzige Mittel, 
um überhaupt einmal dem Gedanken an eine 
Aufbeſſerung der Valuta feſtere Geſtalt geben 
zu können. Die Grundlage der Wertbemeſſung 
der Valuta bleibt die Zahlungsbilanz. Die 
Preisgeſtaltung ausländiſcher Zahlungsmittel 
in Deutſchland und deutſcher Zahlungsmittel 


im Ausland beruht doch letzten Endes auf dem 
Verhältnis von Angebot und Nachfrage. Für 
die Dringlichkeit des Angebots an deutſchen 
Zahlungsmitteln und für die Haſt oder 
für das Zögern in der Nachfrage ſprechen 
zweifellos manche pſychologiſchen Gründe mit, 
aber der Urgrund dieſes Verhältniſſes liegt 
in dem natürlichen Angebot und der natür⸗ 
lichen Nachfrage, die allein durch die „Ber: 
hältniſſe der Zahlungsbilanz begründet find. 
Man kann das auch ohne tiefere Gelehrtheit 
ſchon genügend klar erkennen, wenn man ſeine 
Erkenntnis nicht aus der Beobachtung der Aus⸗ 
landsmärkte, ſondern aus der Betrachtung der 
Verhältniſſe im Deviſenhandel auf den deutſchen 
Börſen zieht. Die Kurſe, die für fremde Zahlungs⸗ 
mittel augenblicklich auf deutſchen Börſen notiert 
werden, ſtellen nämlich nicht das Ergebnis 
eines völligen Ausgleichs zwiſchen Angebot 
und Nachfrage dar, vielmehr muß täglich aus 
Mangel an fremdem Material das Angebot auf 
die dauernd überwiegende Nachfrage repartiert 
werden. In Berlin iſt in der letzten Woche 
durchſchnittlich nur höchſtens ein Drittel der ver⸗ 
langten Mengen im Durchſchnitt, für einzelne 
Deviſen ſogar viel weniger zugeteilt worden. Nun 
geht aus einer Erklärung des Berliner Börſenvor⸗ 
ſtandes hervor, daß man die Banken im Verdacht 
hat, zu ſpelulativen Zwecken regelmäßig eine höhere 
als die wirkliche Nachfrage anzumelden. Aber 
ſelbſt wenn man das als gegeben annimmt und 
einen Teil der Anmeldungen wegjtreicht, ſo zeigt 
ſich doch deutlich, daß in Deutſchland unendlich 
viel mehr Deviſen verlangt als angeboten werden. 
Was beſagt das aber? Doch nichts weiter, als 
daß die Verpflichtungen zur Zahlung an das 
Ausland in Deutſchland größer ſind als die 
Forderungen Deutſchlands auf die fremden 
Länder. Das heißt alſo: Deutſchlands Zahlungs⸗ 
bilanz iſt in erſchreckendem Maße paſſiv. Man darf 
wohl annehmen, daß im Augenblick die deutſche 
Forderungsbilanz, die auch die ſpäter fälligen 
Verpflichtungen umſchließt, noch ſchlechter iſt 
als die Bilanz der im Augenblick fälligen 
Zahlung und Forderung. 


. In normalen Zeiten beſteht die Zahlungs⸗ 
bilanz aus drei Teilen: An oberſter Stelle 
ſzeht der kapitaliſtiſche Teil, der fih aus den 
Kapitalbewegungen ſowie aus dem Hin und 
Her an Zinſen zuſammenſetzt. Ihm ſchließt 
S nach unten derjenige Komplex an, der 
Bott internationalen Verrechnungen, aus dem 
Schiperkehr, aus dem Reiseverkehr, aus der 
. aA und dem Handel reſultiert, und dann 

handelsbilem Schluß die eigentliche Waren⸗ 
Ausfuhr anz Die das Bild der Einfuhr und der 
liſtiſche gen Waren widerſpiegelt. Der kapita⸗ 
um von der Zahlungsbilanz, der im Krieg 
Friede a en Teil ausgeſchaltet war, ift durch den 
ensvertrag raſterl. Was nach dieſer Richtung 
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hin überhaupt noch vorhanden ift, ſpricht wohl eher 
zuungunſten Deutſchlands als zu ſeinen Gunſten. 
Der zweite Teil iſt ſtark zuſammengeſchrumpft, 
Schiffahrts⸗ und Maklerlöhne haben aufgehört, es 
bleibt allenfalls der Poſtverkehr und die Hoffnung 
auf diejenigen fremden Zahlungsmittel, die 
durch die Okkupationsarmee und die Beamten 
und Militärperſonen der interalliierten Kom⸗ 
miſſionen nach Deutſchland gebracht werden. 
In verhältnismäßiger Stärke bleibt allein die 
Warenhandelsbilanz beſtehen. Die aber iſt 
fürchterlich. Denn in wilder Einfuhr kommt, 
legitim oder illegitim, nach wie vor alles ins 
Land, demgegenüber verſchwindet die Summe 
der Ausfuhr um ſo mehr, als nicht einmal dafür 
geſorgt wird, daß wirklich ſchon überall beim Ex⸗ 
port auch die höchſten Preiſe erzielt werden. Die 
Geſamthoffnung auf Beſſerung der deutſchen 
Zahlungsbilanz kann ſich aber nur auf die 
Beſſerung der deutſchen Warenhandelsbilanz 
ſtützen. Und in dieſem Punkt trifft ſich eben 
die Valutafrage mit der Frage der Reform der 
deutſchen Wirtſchaft. Nur durch einen ver⸗ 
nünftigen Wirtſchaftsplan kann es gelingen, 
die Ziffern der deutſchen Einfuhr in der Ausfuhr 
in ein beſſeres Verhältnis zu bringen. Die Vor⸗ 
ausſetzung einer ſolchen Beſſerung iſt natürlich, daß 
überhaupt umfangreich gearbeitet wird. Dazu iſt 
zunächſt die Feſtlegung einer Arbeitsdemokratie 
notwendig. Denn die außerordentlich intenſive 
Arbeitsleiſtung, die von den Arbeitern für den 
erfolgreichen Wiederaufbau verlangt werden 
müßte, iſt nur im Wege freier Vereinbarung 
auf Grund verſtändiger demokratiſcher Arbeits⸗ 
organiſation, niemals aber auf dem Wege des 
Zwanges zu erzielen. Ich will mich jetzt nicht 
in Betrachtungen darüber verlieren, ob es über⸗ 
haupt möglich bleibt, den Achtſtundentag auf⸗ 
recht zu erhalten, wenn man die notwendigen 
Höchſtleiſtungen erzielen will; ſicher iſt, daß 
die von den deutſchen Bergarbeitern verlangte 
Sechsſtundenſchicht unter keinen Umſtänden zuge⸗ 
billigt werden darf. Aber um ſo notwendiger ſind 
eben ganz andere Arbeitsgrundlagen als bisher; 
es wird das alles nicht erreicht werden können, ohne 
eine Ethifierung des Arbeitsbegriffes, die aber 
nicht einſeitig von der Arbeiterſeite her erfolgen, 
ſondern nur erreicht werden kann, wenn auch 
die Stellung des Unternehmers ſowohl zur 
Allgemeinheit als zum Unternehmen wie auch 
die Stellung des Unternehmens innerhalb der 
Rechtsordnung in Zutunft ganz anders ſittlich 
und rechtlich begründet wird als bisher. 

Doch die Vermehrung der menſchlichen 
Arbeitsleiſtung an ſich genügt nicht, auch techniſch 
und organiſatoriſch muß intenſiviert und ratio⸗ 
naliſiert werden. Dazu kommt dann, daß auch 
ganz generell auf das Verhältnis von Einfuhr 
und Ausfuhr Einfluß zu nehmen iſt. Der deutſche 
Wirtſchaftsplan, der nicht identiſch ſein darf mit 
irgendeiner bureaukratiſierten Wirtſchaftsform, 
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wird daher folgende Grundprinzipien durchzu⸗ 
führen haben: Beſchränkung der Einfuhr auf das 
Allernotwendigſte, wobei Rohſtoffe vor den 
Nahrungsmitteln zu bevorzugen ſind; Vermei⸗ 
dung ſelbſt ſolcher Rohſtoffeinfuhren, die an⸗ 
ſcheinend unvermeidlich und dringend ſind, in 
Wirklichkeit aber durch die bereits vorhandenen, 
aber auch durch die noch zu fördernde Surrogat⸗ 
produktion erſetzt werden kann; Hebung der 
geſamten inländiſchen Erzeugung an Surrogaten 
und Nahrungsmitteln; Sparſamkeit im inlän⸗ 
diſchen Verbrauch; planmäßige Zuwendung in⸗ 
ländiſcher und ausländiſcher Rohſtoffe an die- 
jenigen Induſtriezweige, die für die Aufforſtung 
der Wirtſchaft und für den Export notwendig 
find; Auſſicht darüber, daß die Bearbeitung der 
Materialien mit größter Sparſamkeit, mit aller⸗ 
größtem Nutzeffekt ausgeführt wird; Beauf⸗ 
ſichtigung der Exportpreiſe. Auf diefe Weiſe iſt 
zunächſt einmal das Mengenverhältnis von Ein⸗ 
und Ausfuhr zu verbeſſern, außerdem aber das 
Wertverhältnis planmäßig günſtiger zu geſtalten. 


Setzen wir nun aber den Fall, daß es 
durch ſolche Planwirtſchaft gelingt, das geringſte 
Maß von Einfuhr zu erzielen und dafür zu 
ſorgen, daß nur höchſtwertige Artikel, in denen 
der Rohſtoff unter Aufwendung von viel Arbeits⸗ 
lohn auf das äußerſte ausgenutzt ift, in den 
größten Mengen zur Ausfuhr gelangen, wird es 
dadurch möglich werden, nun wirklich die deutſche 
Zahlungsbilanz aktiv zu geſtalten? Dieſe Frage 
iſt mit einem glatten Nein zu beantworten. Auf 
Jahrzehnte hinaus wäre mit äußerſter Anſtren⸗ 
gung ſelbſt mit einer aktiven Handelsbilanz noch 
keine aktive Zahlungsbilanz zu erringen. Aber 
es wird gar nicht einmal möglich ſein, bloß die 
reine Warenhandelsbilanz aktiv zu machen. Das 
wird in Deutſchland auch vielfach eingeſehen, 
ſelbſt von denen, die an ſich keine Anhänger der 
planmäßigen Wirtſchaft ſind. Aus dieſer Einſicht 
gehen alle jene Erwägungen hervor, die von inter⸗ 
nationaler Valutaanleihe, von internationaler 
Neugeſtaltung der Währung und ähnlichem 
ſprechen. Die Auslandshilfe, namentlich die 
Hilfe von Amerika, kann beſonders, wenn es 
uns gelingt, kreditfähige Selbſtverwaltungs⸗ 
körper in der Induſtrie zu ſchaffen, gewiß ſehr 
wertvoll werden. Aber dieſe Hilfe wird niemals 
ausreichend ſein, dauernd eine aktive Zahlungs⸗ 
bilanz herzuſtellen, ſchon weil Kredite auch zurück 
ge zahlt und verzinſt werden müſſen, was zu Laſten 
der Zahlungsbilanz geht. Und auch die 
Währungsexperimentatoren, die vorſchlagen, 
durch Schaffung einer Doppelwährung, 
geſondert für Inland und Ausland, allem Unheil 
zu ſteuern, vergeſſen, daß jede paſſive Zahlungs⸗ 
bilanz auch die beſte theoretiſche Währung zunichte 
machen und auf die Dauer ſelbſt den größten 
Goldbeſtand verſchwinden laſſen muß. Gelingt 


es aber nicht, die deutſche Zahlungsbilanz aktiv 
zu geſtalten, ſo kann vielleicht bei größerem Ver⸗ 
trauen des Auslands ſich die deutſche Valuta 
gegenüber dem jetzigen tiefen Stande etwas 
beſſern, ſie wird aber nicht nur recht niedrig, 
ſondern auch ſchwankend bleiben. Es iſt an 
ſich ſchon richtig, daß die wirkliche Löſung der 
deutſchen Valutafrage nur international erfolgen 
kann, aber der Weg muß anders ausſehen als 
ihn ſich die meiſten Träger der Internationalität 
vorſtellen. 

Man mahe fih doch einmal klar, daß ganz 
ähnliche Verhältniſſe wie in Deutſchland in 
ganz Europa beſtehen. In Frankreich hat die 
Entwertung des Geldes bereits Fortſchritte ge- 
macht, in Italien geht ſie im Eiltempo vor ſich, 
von Südoſt⸗Europa fol gar nicht geſprochen 
werden. Aber auch in den Siegerländern 
herrſcht über den eigenen hohen Valutaſtand keine 
reine Freude. Ihr Warenabſatz ſtockt, ihre Preiſe 
fallen; auch ſie treiben der Kataſtrophe entgegen. 
Die Rettung iſt nur von allen gemeinſam zu 
finden. Europa muß ſich wirtſchaftlich zuſammen⸗ 
ſchließen. Der Zahlungsbilanzmechanismus muß 
zwiſchen den europäiſchen Staaten ausgeſchaltet 
werden. Denn ſowohl die Aktivität der einen, 
wie die Paſſivität der anderen ift kataſtrophal. 
Es muß etwas Aehnliches geſchehen, wie es 
in kleinerem Rahmen vor 90 Jahren durch die 
Bildung des deutſchen Zollvereins vor ſich ging. 
Damals wurden die Grenzen der einzelnen 
deutſchen Länder bis an die Reichsgrenze er⸗ 
weitert, jetzt müſſen die Zollgrenzen der euro⸗ 
päiſchen Länder bis an die Grenzen des Kon⸗ 
tinents hinausgeſchoben werden. Die national⸗ 
politiſchen Grenzen bleiben beſtehen, auch der 
reine Warenhandel hinüber und herüber mag noch 
als getrennte Rechnung geführt werden. Aber wir 
brauchen eine gemeinſame europäiſche Währung, 
und Ausfuhr und Einfuhr der einzelnen europä- 
iſchen Länder muß zu einer gemeinſamen Waren⸗ 
handelsbilanz zuſammengeſchmolzen werden. 
Wenn der geſamte Kontinent, einſchließlich Ruß⸗ 
land, erft als eine wirtſchaftliche Rechnungs⸗ 
einheit angeſehen wird, dann bildet er, genau wie 
der amerikaniſche Kontinent, eine ſich ſelbſt ge⸗ 
nügende Wirtſchaftsgemeinſchaft, die gewiſſer⸗ 
maßen im inneren Clearing, unterſtützt durch 
die einheitliche Währung, ihre Zahlungen aus⸗ 
gleicht und nur die Reſte, die gegenüber anderen 
Kontinenten bleiben, in fremder Währung ver⸗ 
rechnet. So allein, nicht international, 
ſondern intereuropäiſch, iſt der Valutanot 
zu ſteuern. Das iſt der einzige Weg zur Rettung. 
Auf dieſen Weg ſollte Deutſchland bereits jetzt plan⸗ 
mäßig hinſteuern, denn in ganz kurzem werden 
die anderen Länder Europas die gleiche Not⸗ 
wendigkeit eingeſehen haben. Jeder andere 
Weg aber führt zur Kataſtrophe nicht bloß 
Deutſchlands, ſondern Europas. 
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Ausgleich von Oerkuſten. 


Von Rechtsanwalt Dr. Max Alsberg⸗ Berlin, 


Die Gefahren, die den kaufmänniſchen Betrieb 
in Induſtrie und Handel bedrohen, müſſen in der 
jetzigen Uebergangszeit in weit höherem Maße als 
früher Verluſte herbeiführen. Jeder kaufmänniſche 
Betrieb iſt den Schwankungen der Konjunktur aus- 
geſetzt. Zwangswirtſchaft und Preisbeſchränkungen, die 
den einheimiſchen Markt während des Krieges vom 
Ausland abſchloſſen, hatten das Konjunkturriſiko 
ziemlich beſchränkt. Das rächt ſich jetzt, indem in 
vielen Branchen die plötzliche Aufhebung der Bes 
ſchränkungen das Einſtrömen ausländiſcher Waren, 
das vermehrte Angebot aus- und inländiſcher 
Waren bisher ungeahnte und unvorausſehbare Ver— 
änderungen der Marktlage hrvorruft. Manche Gat- 
tungen von Waren, namentlich die aus Erſatzſtoffen 
bergejtellten, werden plötzlich entwertet; fie müſſen, 
wenn es überhaupt möglich iſt, weit unter dem 
enormen Einkaufspreis verändert werden. Die 
Schwankungen der Valuta bedingen weitere Verluſte; 
jede Verſchlechterung der Valuta zwingt zu teurem 
Einkauf, jede Beſſerung zu billigem Einkauf. Aber 
auch die ſonſtigen Verluſte, die nicht mit den Markt⸗ 
verhältniſſen in Zuſammenhang ſtehen, haben eine 
ganz andere Bedeutung erlangt. Das zerrüttete 
Transportweſen führt zum Verderb von Waren, 
Beraubungen von Sendungen; Einbrüche, Diebſtähle 
in Betrieben ſelbſt haben einen ganz andern Um- 
fang als früher angenommen. So hat die Frage, 
wie der Kaufmann erlittene Verluſte bei der Preig- 
bemeſſung der Waren berückſichtigen darf, gerade 
in der Uebergangszeit an Wichtigkeit gewonnen. 

Dieſe Frgge hat die Rechtſprechung jeit der 
Preisſteigerungsverordnung vom 23. Juli 1915, die 
überhaupt erſt eine Kalkulation auf angemeſſenen 
Gewinn für die Kaufleute nötig machte, vielfach 
beſchäftigt. Das Verbot, Preiſe zu fordern, die unter 
Berückſichtigung der geſamten Verhältniſſe einen 
übermäßigen Gewinn enthalten, hat das Reichsgericht 
von Anfang an dahin ausgelegt, daß regelmäßig 
der Gewinnzuſchlag auf den einzelnen Ver⸗ 
fa ufs gegenſtand auf feine Angemeſſenheit hin 
zu prüfen ſei. Das Grundgeſetz iſt nur ſchwer in 
das Bewußtſein der Kaufmannswelt eingegangen. 
Denn der Kaufmann iſt gewohnt, ſeinen Betrieb als 
eine Einheit zu betrachten, als ein Mittel zur Ge- 
winnerzielung und bei den einzelnen Geſchäften ſtets 
gen Gewinn im Auge zu haben, der von der Gejamt- 
ee ſeiner Transaktionen zu erwarten iſt. Aber 
eh Gewinn des geſamten Unternehmens kommt 
9 8 dem Prinzip der iſolierten Gewinnberechnung, 
is cu das Reichsgericht aufgefaßt hat, grundſätz⸗ 
Prinz Ht in Betracht. Wegen der Einzelheiten dieſes 
meka Tue ich hier auf mein „Preistreiberei⸗ 
78 ff Si Berlin 1919, W. Möſer, Verlag, Seite 
Kaufe ſei nur folgendes hervorgehoben: Der 
Heels kann ſich gegenüber dem Vorwurf des 

uchers bei einem einzelnen Geſchäft nicht da⸗ 


Die 


mit verteidigen, daß die Bilanz eines Geſchäftsjahres 
keinen übermäßigen Gewinn oder gar einen Verluſt 
ergäbe (4, Strafſenat vom 7. Juli 1916, Juriſtiſche 
Wochenſchrift 1916, S. 1203 Nr. 27; 5. Strafſenat 
vom 9. Januar 1917, Juriſtiſche Wochenſchrift 1917, 
S. 485 Nr. 8). Vor allem darf der Händler den 
Preis einer Ware nicht deshalb über den ange 
meſſenen Preis erhöhen, weil er Verluſte einholen 
will, die er bei andern Geſchäften, namentlich bei 
ſolchen mit ganz anderen Waren erlitten hat 
(5, Strafſenat vom 13. Juni 1917. Entſcheidungen 
des Reichsgerichts in Strafſachen. Bd. 51, S! 43 Mh; 
1. Strafſenat vom 12. Oktober 1917. Juriſtiſche 
Wochenſchrift 1918, S. 182 Nr. 8). Aber dieſes 
Prinzip iſt doch nur eine Regel, kein ſtarrer mit 
allen Konſequenzen überall durchführbarer Grund⸗ 
ſatz. Der Zweck, die Waren der Allgemeinheit zu 
erſchwinglichen Preiſen zuzuführen, wird nicht er— 
reicht, wenn die kaufmänniſchen Betriebe durch un⸗ 
möglich zu erfüllende Anforderungen ruiniert werden. 
Das hat das Reichsgericht auch eingeſehen und hat 
es keineswegs als Dogma aufgeſtellt, daß der Kauf- 
mann bei der Preisbemeſſung nur das einzelne Gc- 
ſchäft und die gerade zu verkaufende Ware berückſich⸗ 
tigen dürfe, ohne auch die ſonſtigen Bedürfniſſe ſeines 
Betriebes zu erwägen. Es ſind Wege gegeben, in 
angemeſſener Weiſe bei der Kalkulation auch Ver— 
luſte, die den Betrieb treffen, zu berückſichtigen, und 
es iſt gerade in der jetzigen Zeit für den Kaufmann 
von großer Wichtigkeit, fie zu kennen, um in richtiger 
Weiſe jene Kalkulation zu begründen und um zu 
vermeiden, daß fie bei unrichtiger Begründung zurück⸗ 
gewieſen wird. 

Für die hier aufgeworfene Frage jind zwei ver 
ſchiedene Sachlagen zu unterſcheiden: die erſte iſt 
die, daß bei der Preisbemeſſung für eine Ware 
beſtimmte Verluſte noch nicht eingetreten ſind, daß 
aber der Kaufmann bei verſtändiger Ueberlegung 
mit gewiſſen Verluſtgefahren rechnen muß. Solche 
Verluſtgefahren können das ganze geſchäftliche Unter- 
nehmen berühren. Sie können weiter auch das ge— 
rade in Frage ſtehende Geſchäft bedrohen. Für beide 
Fälle bietet die Bemeſſung der Riſikoprämie 
Gelegenheit, dem Bedürfnis der Erhaltung des Be- 
triebes Rechnung zu tragen. Es gibt Betriebe, 
namentlich ſolche, die fih mit Aus- und Einfuhr- 
geſchäften befaſſen, in denen regelmäßig mit Verluſten 
bei einer Anzahl von Geſchäften zu rechnen iſt. 
oben erwähnten Konjunktur und Valuta⸗ 
ſchwankungen haben dieje allgemeinen Gefährlich 
keiten der Betriebe ſicherlich bedeutend erweitert. Das 
Kapital, das im Geſchäft angelegt iſt, iſt einer allge⸗ 
meinen Verluſtgefahr ausgeſetzt, und die Riſiko⸗ 


prämie, die dazu dient, wie eine Art Selbſtverſiche⸗ 


rung einen Reſervefonds für Verluſte zu ſchaffen, 
muß bei jedem Geſchäft, auch bei einem an fi, 
ſicheren angeſetzt werden, um für ſolche Verluſte einen 


Ausgleich zu Schaffen. Dies hat das Reichsgericht 
auch anerkannt (4. Strafſenat vom 23. November 
1917. Entſcheidungen des Reichsgerichts in Straf⸗ 
ſachen, Bd. 51 auf S. 294 und vom 12. März 
1918. Entſcheidungen des Reichsgerichts in Straf- 
ſachen. Bd. 52, S. 3). Bereits erlittene Verluſte 
bei einigen Geſchäften werden die Berechtigung ſolcher 
Riſikoprämien zwingend darzutun; es muß nur ver⸗ 
mieden werden, dieſe eingetretenen Verluſte bei der 
Preisbemeſſung wieder voll einbringen zu wollen, 
Mit welcher Quote eine ſolche Niſikoprämie anzu⸗ 
ſetzen iſt, wird je nach dem Betrieb ganz verſchieden 
ſein, — Verluſte, die das einzelne Geſchäft bedrohen, 
werden eine erhöhte Riſikoprämie rechtfertigen. Ein 
Geſchäft kaun z. B. gewagt fein, weil die Einfuhr von 
Waren durch die Verhältniſſe im Ausland ver- 
hindert werden kann, der im voraus bezahlte Kauf⸗ 
preis dadurch gefährdet erſcheint, ferner kann durch 
Transportſchwierigkeiten eine Entwertung der Waren 
drohen und dergleichen. Auch hier iſt zu berückſich⸗ 
tigen, daß nicht der volle ſchon eingetretene Verluſt 
die Höhe der Niſikoprämie beſtimmt, daß aber an=- 
dererſeits die Riſikoprämie nicht herabgeſetzt zu 
werden braucht, wenn die Waren tatſächlich ohne Ver- 
luſt zum Verkauf bereitgeſtellt werden können. Der 
Umſtand, daß der Verkäufer mit Beanſtandung der 
Ware und eventuell mit Preisnachlaß dem Käufer 
gegenüber rechnen muß, rechtfertigt allerdings nicht 


die Einſetzung einer beſonderen Niſikoprämie 
(5. Strafſenat vom 29. Juni 1918. „Recht“ 1918, 


S. 367, Nr. 749). 

Nun iſt es aber doch möglich, daß in gewiſſem 
Umfange auch beſtimmte Verluſte in voller Höhe 
bei Bemeſſung des Kaufpreiſes Berückſichtigung 
finden dürfen. Dieſe Sachlage ergibt ſich, wenn ein 
einzelnes Geſchäft als Teil eines einheitlichen 
Geſchäfts anzuſehen iſt. Sehr bemerkenswert iſt hier 
die Entwicklung der reichsgerichtlichen Nechtſprechung 
zu der Konftellation, daß ein Poſten Ware einheitlich, 
eingekauft und zu verſchiedenen Preiſen nacheinander 
veräußert wird. Es iſt möglich, daß der Verkäufer 
die erſten Verkäufe mit Verluſt abſchließt und dann 
beabſichtigt, bei den weiteren Verkäufen die Verluſte 
wieder einzuholen. Daß dies zuläſſig ſei, hat die 
Nechtſprechung des Reichsgerichts zuerſt verneint 
(3. Strafſenat vom 12. Febraur 1917. Entſcheidungen 
des Reichsgerichts in Strafſachen, Bd. 50, S. 224; 
2. Strafſenat vom 20. Februar 1917. Leipziger Beit- 
ſchrift für Deutſches Redt 1917, S. 668), während 
das Kammergericht einen dem Kaufmann günſtigeren 
Standpunkt eingenommen hat (vergl. das Urteil vom 
21. Dezember 1917. Juriſtiſche Wochenſchrift 1918, 
S. 456, Nr. 3). Bei den genannten Urteilen des 
Reichsgerichts war aber immer vorausgeſetzt, daß der 
Kaufmann jeden einzelnen Verkauf für jiġ kalku⸗ 
liert hatte, und die Preiſe der ſpäteren Verkäufe 
mit Rückſicht auf die ſteigende Marktlage erhöhte. 
Anders liegt es aber offenbar, wenn der Kaufmann 
von vornherein eine einheitliche Kalkulation für die 
verſchiedenen Verkäufe des Warenpoſtens aufſtellt. 
Hat er z. B. verſchiedene Waren verſchiedener Güte 
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in Bauſch und Bogen eingekauft, ſo iſt er wohl berech⸗ 
tigt, bei der Verwertung auch der Güte der Ware 
entſprechende Preiſe anzuſetzen, und es muß der 
aus dem geſamten Vertauf erzielte Gewinn auf ſeine 
Angemeſſenheit hin geprüft werden. Dies ſpricht 
das wichtige Urteil des 3. Strafſenats vom 15. April 
1918 (Entſcheidungen des Reichsgerichts in Straf⸗ 
ſachen, Bd. 52, S. 54) aus. In einem andern Fall 
hat derſelbe Senat in einem Urteil vom 7. No- 
vember 1918 (Entiheidungen des Reichsgerichts in 
Strafſachen, Bd. 52, S. 234) 60 verſchiedene An⸗ 
und Verkäufe, ſogar unter verſchiedenen Perſonen, 
als eine Handlungseinheit aufgefaßt und es für 
richtig erklärt, daß der Geſamtgewinn des ganzen 
Unternehmens berechnet wurde. Daß bei Saiſon⸗ 
artikeln eine vorherige Kalkulation dazu führen 
kann, die erſten Verkäufe zu erhöhten Preiſen ab- 
zuſchließen, weil die ſpäteren, ſobald die Mode ge- 
wechſelt hat, Verluſte bringen werden, und daß dieſe 
Art der Kalkulation berechtigt ift, habe ich in meinem 
„Preistreibereiſtrafrecht“, S. 79, ausgeführt. 

Andere Geſichtspunkte ergeben fid bei der zweiten 
Sachlage, daß beſtimmte Verluſte im Betrieb pe- 
reits eingetreten ſind. Auch dieſe können unter be⸗ 
ſtimmten Vorausſetzungen bei der Preisbemeſſung 
berückſichtigt werden, und zwar bald bei dem Faktor 
der Generalunkoſten, bald bei dem der Spezial⸗ 
unkoſten. Es iſt eine Konſequenz des Prinzips der 
iſolierten Gewinnberechnung, daß der Kaufmann bei 
einem einzelnen Geſchäft dann keinen übermäßigen 
Gewinn erzielt, wenn ihn bei dieſem Geſchäft be- 
ſtimmte Verluſte getroffen haben, die er bei der 
Gewinnberechnung berückſichtigt. Hat ein beſtimmter 
Poſten Ware durch Schwund, Diebſtahl und der⸗ 
gleichen Einbuße gebracht, und hat der Kaufmann 
auch keinen Erſatzanſpruch für dieſe Verluſte gegen 
andere, ſo ergibt ſich kein übermäßiger Gewinn, wenn 
er den Preis der Waren entſprechend erhöht (vergl. 
4, Straffenat vom 30. November 1917. „Recht“ 1918, 
S. 18, Nr. 23). Nur dann ſollen ſolche Verluſte bei 
demſelben Geſchäft nicht berückſichtigt werden dürfen, 
wenn der Kaufmann ſie durch ſein eigenes Verſchulden 
herbeigeführt hat (vergl. 5. Straſſenat vom 11. Januar 
1918. Entſcheidungen des Neichsgerichts in Straf- 
ſachen, Bd. 51, S. 338). Weiter aber ſind auch 
nicht in jedem Fall, in dem ein Erſatzanſpruch ge⸗ 
geben ijt, ſolche Verluſte unanrechenbar. Die Recht- 
ſprechung berückſichtigt, daß der Kaufmann aus ver⸗ 
ſtändigen Gründen ſich dazu entſchließen kann, von 
der Durchfechtung einer Klage Abſtand zu nehmen 
und den Verluſt auf fih zu übernehmen. Nament⸗ 
lich das Kammergericht betont, daß darauf geſehen 
werden ſoll, ob ein Erſatzanſpruch gegen den Liefe⸗ 
ranten mit einer gewiſſen Leichtigkeit durchführbar 
ſei, was verneint werden müſſe, wenn der Kauf⸗ 
mann durch die Erhebung des Anſpruchs die Ge- 
ſchäftsverbindung mit dem Lieferanten geführden 
könne (vergl. Urteil vom 18. Januar 1918. Mit- 
teilungen der Preisprüfungsſtellen 1918, S. 41, auf 
S. 12). Erlittene Verluſte, die nicht dasſelbe 
Geſchäft betreffen, ſondern ſonſt im Betriebe ent⸗ 


Ttanden find, können unter den Generalunkoſten be- 
rückſichtigt werden. Wenn die Eigenart des Betriebes 
es mit ſich bringt, daß regelmäßig durch Diebſtahl, 
Schwund, Beſchädigung und dergleichen Verluſte ent⸗ 
ſtehen, die ſich im einzelnen nicht ziffermäßig feſt⸗ 
ſtellen laſſen, ſo können ſie als feſter Beſtandteil 
der Geſchäftsunkoſten durch einen Zuſchlag zum Ein⸗ 
kaufspreis in Anſatz gebracht werden (vergl. 3. Senat 


vom 18. Juni 1917. Leipziger Zeitſchrift 1917, S. 96%). 
Handelt es ſich allerdings um Verluſte, die als außer⸗ 
gewöhnliche Unglücksfälle zu betrachten ſind, 3. B. 
um einen Brand oder um einen großen Einbruch, 
fo ift es nicht möglich, ſolche Verluſte durch er⸗ 
höhte Preiſe wieder einbringen zu wollen; der Kauf⸗ 
mann muß dieſe Einbuße ſeines Geſchäftskapitals 
ſelbſt tragen. 


Ausländiſche Falſchmünzerei. 


Von Dr. Ernſt Schultze, 
Privatdozent an der Univerſität Leipzig. 


Die Nachricht, daß i m bolſchewiſtiſchen 
Rußland deutſches Papiergeldgefälſcht 
und ſowohl nach Deutſchland wie nach Holland ang- 
geführt wird, hat ſich bei näherer Prüfung als wahr 
herausgeſtellt. Noch am 15. Juni 1919 konnte das 
deutſche Reichsbankdirektorium an den „Nederland⸗ 
ibe Financier Dagelijkſche Beurskourant“ ein 
Schreiben richten, in welchem nur erwähnt war, 
daß die Nachricht aufgetaucht ſei. Inzwiſchen hat 
ſie ſich als wahr erwieſen. So erklärte in der 
Sitzung der Deutſchen Nationalverſammlung vom 
28. Oktober 1919 Dr. Bayer als Vertreter der Re— 
gierung: es feh in drei Fällen aus dem Auslande 
falſches Papiergeld nach Deutſchland gekommen — 
„hauptſächlich aus dem Often“, Man darf alfo an- 
nehmen, daß entweder gefälſchte Banknoten aus Ruß⸗ 
land über Holland oder andere Stellen über unſere 
weſtliche Grenze eingeführt worden ſind, oder daß 
auch an anderen Stellen im Ausland deutſches 
Papiergeld gefälſcht wird. 

Zunächſt konnte man im Zweifel ſein, ob die 
Sowjetregierung daran beteiligt fei. 
An ſich war dies nicht unwahrſcheinlich. Die neueſten 
Nachrichten haben dieſe Annahme beſtätigt. Aus 
New Vork wurde Anfang 1920 gemeldet, daß die 
Verhaftung radikaler Agitatoren zur Aufdeckung 
einer bolſchewiſtiſchen Verſchwörung geführt habe, 
deren Aufgabe fei, die Weltvaluta durch Ueber- 
ſchwemmung der Alliierten mit falſchen Geldſcheinen 
zu zerſtören. Die Münze in Moskau ſoll Willionen 
von Dollars ſowie engliſche, franzöſiſche, italieniſche 
und ſpaniſche Banknoten gefälſcht haben. Der Chef 
der ſogenannten Sowjetgeſandtſchaft in Waſhington 
iſt infolgedeſſen auf Grund eines von der amerika⸗ 
niſchen Regierung ausgeſtellten Ausweiſungsbefehls 
verhaftet worden. 

* Uebrigens hatte eine franzöſiſche finanzpolitiſche 
Zeitſchrift ſchon zwei Monate vorher berichtet: durch 
ein Telegramm aus Omsk in Sibirien an Reuter 
415 ſich ergeben, daß die bolſchewiſtiſchen Zeitungen 
a 8 hätten, die bol ſchewiſtiſche Natio⸗ 
B ee habe begonnen, franzöſiſche 
Dingen beten zu fälschen. Daß es nicht zu den 
1 er Unmöglichkeit gehört, Falſchmünzerei mit 
Zustimmung oder gar auf Anſtiften einer Regierung 
gegen andere Länder zu betreiben, erweiſt auch die 


Geſchichte. 


Freilich hat ſich ein Wandel der Anſchau⸗ 
ungen gegenüber früheren Zeiten ergeben, daß heute 
kein Staat, der auf ſeine Ehre hält, die Fälſchung 
fremden Geldes innerhalb ſeiner Grenzen geſtattet 
oder gar angeregt. So ift durch das Deutſche 
Reichsſtrafgeſetzbuch nicht nur alles gemünzte 
und alles Papiergeld des Norddeutſchen Bundes und 
aller Bundesſtaaten, ſondern auch das aller 
fremden Staaten gegen Falſchmünzerei durch 
Strafbeſtimmungen geſchützt; ja darüber hinaus 
alle Geldpapiere ſämtlicher zur Ausgabe von Jn- 
haberpapieren, Banknoten, Aktien und ähnlichen 
Wertpapieren berechtigten Gemeinden, Korpo— 
rationen, Geſellſchaften oder Privatperſonen. Der 
Falſchmünzerei macht ſich alſo bei uns jeder ſchuldig, 
der inländiſches oder ausländiſches Metall- oder 
Papiergeld, Geldpapier oder Wertpapier nach— 
macht; um die Fälſchung als echt zu gebrauchen 
oder ſonſt in den Verkehr zu bringen. 

Immer hat man nicht fo gedacht. Beiſpiels⸗ 
weiſe hat England wiederholt Falſch⸗ 
münzerei betrieben, um feindliche 
Staaten zu ſchädigen, und Napoleon hat 
dasſelbe Mittel im Kampfe gegen Rußland ange— 
wendet. Auch in anderen Staaten war die Falſch— 
münzerei in fremdem Gelde nicht ganz ſelten. Aus 
der weitverſtreuten Literatur ſeien folgende Bei— 
ſpiele genannt. 

Zum erſtenmal geſchah die Fälſchung 
fremden Geldes in großem Waßſtabe, ſoweit mir 
bekannt iſt, als Spanien in die arge Finanz⸗ 
not geriet, die durch die Kriege und den wirt⸗ 
ſchaftlichen Unverſtand Philipps II. im Bunde mit 
der Arbeitsunluſt der Nation hervorgerufen war. 
Da alle Mittel nichts halfen, um die Staats- 
kaſſe wieder zu füllen, gab der Staat v erfälſchte 
Kupfermünzen aus; ſie hatten nur den halben 
Metallwert, wurden aber mit Zwangskurs zum 
doppelten Werte ausgegeben. Die Folge war, daß 
man im Ausland auf den Gedanken kam, Kupfer⸗ 
geld mit ſpaniſchem Gepräge zu ſchlagen und damit 
nicht nur Waren zu bezahlen, die man in Spanien 
kaufte, ſondern auch ſpaniſche Silberpiaſter dagegen 
einzutauſchen. Es läßt ſich denken, welche ſchädi⸗ 
genden Wirkungen dieſe einheimiſche und auslän⸗ 
diſche Verfälſchung der Kupfermünzen auf die 
ſpaniſche Volkswirtſchaft haben mußte. Alle Preiſe 


ſtiegen fabelhaft, und der Klagen und des Miß⸗ 
muts war kein Ende. 

Trotzdem wußten die Behörden Philipps III. 
keine andere Maßregel vorzuſchlagen, um aus der 
Geldverlegenheit herauszukommen, als weiteres 
Kupfergeld herauszugeben. In den Jahren 1602 bis 
1625 ſollen etwa 1,400 Millionen Stück geprägt 
worden fein. 1623 aber ſollen ſtatt der 6 Millionen 
Dukaten, die Spanien ſelbſt als Kupfergeld ausge⸗ 
prägt hatte, an Kupfermünzen mit ſpaniſcher Prä- 
gung nicht weniger als 28 Millionen vorhanden 
geweſen ſein. Man mag dieſe Angabe für über⸗ 
trieben halten — jedenfalls iſt ſicher, daß es ſehr 
viel mehr falſche als echte Stücke gab. Größtenteils 
waren die falſchen Kupfermünzen in den Nieder⸗ 
landen angefertigt worden. In ganzen 
Schiffsladungen brachten die Holländer ſie nach 
Spanien und ſchmuggelten ſie dort ein, was ſich 
ſchon deshalb gay nicht verhindern ließ, weil man 
nicht jeden holländiſchen Seemann, der die Küſte 
betrat, einer Leibesunterſuchung unterziehen konnte. 
Mit dieſem falſchen Kupfergelde verſchafften ſich die 
ſchmuggelnden Holländer eine ganze Menge ſpani— 
ſcher Silbermünzen. 

Die weitere Folge war, daß Spanien, wäh- 
rend es im Zahlungsverkehr mit dem Ausland nur 
Silber oder Gold geben durfte, im Inland alles 
mit Kupfergeld zahlte. Der Kurs der Gold- und 
Silbermünzen ſtieg daher bedeutend. Schon 1624 
wurde Silbergeld in Madrid mit einem Aufgeld 
von 20 bis 40% gehandelt. und obwohl Spanien 
aus ſeinen amerikaniſchen Kolonien dauernd große 
Mengen neuen Silbers bezog, floſſen dieſe zur Zah⸗ 
lung dringender ſtaatlicher Bedürfniſſe meiſt ins 
Ausland ab. Selbſt die Steuern wurden, weil eben 
Gold und Silber im Inland kaum noch zu finden 
waren — die kurzſichtige Wirtſchaftspolitik trug viel 
dazu bei — nur noch in Kupfergeld bezahlt, das 
die Regierung, obwohl ſie die Abſicht dazu hatte, 
nicht einziehen konnte, weil viel zu große Maſſen 
davon vorhanden waren. In den 80er Jahren des 
17. Jahrhunderts kam es zu förmlichem Aufruhr 
infolge dieſer verderblichen Münzpolitik. 

Auch in Frankreich befaßte man ſich mit 
der Herſtellung gefälſchten Auslandgeldes in großem 
Stil. Unter Ludwig XIV. brach darüber ein heftiger 
diplomatiſcher Konflikt mit der Türkei aus, 
ſo daß der Poſten des franzöſiſchen Geſandten bei der 
Hohen Pforte lange Zeit unbeſetzt blieb. Vor allem 
waren es die ſüdfranzöſiſchen Kaufleute, die ſich 
des gefälſchten Geldes bedient hatten. In den Küſten⸗ 
orten der aſiatiſchen Türkei hatte ſich ſchon lange eine 
kleine italieniſche Silbermünze im Werte von 5 Sous 
eingebürgert, die im Orient den Namen Timmin 
führte. Man nahm dort die Timmins beſonders 
gern an, jg man zahlte für ſie ein Aufgeld, weil 
ihn der Feingehalt in der Tat zur einer wert- 
vollen Münze machte. Die Franzoſen (nament- 
lich die Handelshäuſer von Dombes, Avignon und 
Orange) ſcheuten nicht davor zurück, mit den 
Timmins Falſchmünzerei zu treiben. Eine zeitlang 
ſcheint dies mit einiger Vorſicht geſchehen zu ſein, 
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der Silbergehalt wurde zunächſt nur wenig ber= 
ſchlechtert. Aber im Ausland kam man doch hinter 
die Sache, und nun wurden neue Falſchmünzer⸗ 
ſtätten auf genueſiſchem Gebiete, in Monako, aber 
auch in Florenz angelegt. Sobald die Franzoſen 
erfuhren, daß die Italiener ihnen ins Handwerk 
pfuſchten, vergrößerten ſie ihre Falſchmünzerbetriebe 
und vergröberten die Fälſchung ſo ſehr, daß ſie 
zur Herſtellung der Timmins nur noch Kupfer nab- 
men, das mit dünnen Silberblättchen belegt wurde. 

Was die franzöſiſchen Kaufleute im Orient 
mit dieſem Falſchgelde einkauften, kam ihnen Da- 
her äußerſt billig zu ſtehen, und ihre Gewinne 
ſtiegen ins märchenhafte. Während vorher in den. 
ſüdfranzöſiſchen Handelsplätzen eine Wirtſchafts⸗ 
kriſis geherrſcht hatte, jo daß manches Handels- 
haus vor dem Ruin ſtand, hob ſich nun der Wohl- 
ſtand aller dieſer Häuſer. Denn merkwürdigerweiſe 
konnte man aus der Herſtellung falſcher Timmins 
eine zeitlang ungeſtöort Gewinne ziehen. Erft durch 
einen Preisſturz europäiſcher Erzeugniſſe in den 
morgenländiſchen Küſtenplätzen ſollen die Engländer, 
die ſich nicht an dem Betruge beteiligt hatten, auf- 
merkſam geworden fein. Nach einer anderen Nad- 
richt gingen die Seideneinkaufspreiſe ſo in die Höhe, 
daß die Engländer mit vollwertigem Gelde nicht 
mehr mitbieten konnten; das läßt darauf ſchließen, 
daß die Orientalen die Fälſchung ſehr wohl bemerkt 
hatten und ihr durch entſprechende Preiserhöhung 
Rechnung trugen. Jedenfalls erließen 1667 die Direk⸗ 
toren der engliſchen Levantegeſellſchaft an alle Briten 
das Verbot, weiterhin Timmins anzunehmen. Die 
falſchen Münzen begannen im Kurs zu fallen, und 
ſtatt 10 Simming auf den Taler, verlangte man 
alsbald 20 Timmins. 

Wenn die türkiſchen Behörden noch mit dem 
Einſchreiten zögerten, ſo geſchah dies nur, weil der 
Schatz des Sultans mit falſchen Tim mins überfüllt 
war. Anfang 1669 aber erging an die Zoll- und 
Steuereinnehmer der Befehl, keine Temmins mehr 
anzunehmen. Die Folge waren Straßenauf⸗ 
ſtände in Angora und Bruſſa, ſo daß nun wieder 
die Regierung es für ratſam hielt, einzulenken. 
Sie ſetzte daher einen geſetzlichen Kurs für 
die falſchen Timmins feft; auf den Taler ſollten 
nun 30 Stück davon kommen. Trotzdem fand jid 
niemand, der ſie annehmen mochte, ſo daß nichts 
anderes übrigblieb, als fie zum wahren Werte ein- 
zuziehen und umzuſchmelzen. Die franzsſiſchen 
Schiffe aber, die auf der Reede von Smyrna mit 
einer ganzen Ladung weiterer falſcher Timmins 
anferten, ſahen ſich genötigt, mit dieſer Ladung 
falſchen Geldes unverrichteter Dinge wieder nady 
Hauſe zu fahren. 

Der franzöſiſche Levantehandel erlitt durch dieſes 
ſchimpfliche Ende einen heftigen Schlag. Die 
Handelskriſis in Südfrankreich brach von neuem 
aus, gar manches Haus mußte ſeine Zahlungen 
einſtellen, und in der Türkei mochte man längere 
Zeit mit Franzoſen gar nichts mehr zu tun haben. 

Nicht minder iſt auch franzöſiſches Geld 
wiederholt gefälſcht worden; beſonders in Spanien 


und in England. In Spanien ſoll dies noch 
im 19. Jahrhundert geſchehen ſein. Bekanntlich be⸗ 
ſteht das Gewerbe des Falſchmünzers aus zwei 
Teilen: aus der Herſtellung und aus dem Verkauf des 
gefälſchten Geldes. Auf beides gibt die Polizei in 
jedem Kulturſtaat aufs ſchärfſte acht. Infolgedeſſen 
wird gern die eine oder die andere dieſer beiden 
Tätigkeiten ins Ausland verlegt. Der Verkauf 
von falſchem Gelde iſt dort nun in der Regel keines⸗ 
wegs leichter als im eigenen Lande. Denn obwohl 
die Falſchmünzer hoffen können, daß man mit den 
Nlünzarten und dem Papiergelde des Auslandes 
nicht ſo vertraut iſt wie mit dem eigenen, 
können ſie es doch nur an Banken oder 
an ganz wenigen anderen Stellen los werden, wo 
lte es mit Perſonen zu tun haben, die im Geld- 
weſen berufsmäßig ausgebildet ſind. — Andererſeits 
läßt ſich die Herſtellung falſchen Geldes im 
fremden Land unter der Vorausſetzung leichter be= 
treiben, daß die Polizei darauf weniger acht gibt. 
Deshalb ſollen die Falſchmünzer in Spanien, wie 
man in Frankreich nach der Entdeckung einer ſolchen 
Bande im Jahre 1906 behauptete, nicht ſelten mit 
beſtechlichen Mitgliedern der Polizei in Verbindung 
geſtanden haben, ſo daß ſie heimlich gewarnt wurden, 
wenn einmal ein Schlag gegen ſie geplant war. In 
den 70er Jahren machte die franzöſiſche Regierung 
eines Tages einen ihrer Konſule in Spanien darauf 
aufmerkſam, daß in der Stadt, in der er ſein Amt 
führte, franzöſiſches Geld hergeſtellt werde. Da die 
Falſchmünzer den franzöſiſchen Behörden genau be= 
kannt waren, hätte man ſie ſicherlich mit Leichtig⸗ 
keit verhaften können. Aber der Konſul wußte — 
ſo behauptet die franzöſiſche Preſſe — wie die 
ſpaniſche Polizei in ſolchen Fällen zu verfahren 
pflege. Er begab ſich deshalb zum Gouverneur 
der Stadt und fragte ihn: ob er wirklich entſchloſſen 
ſei, energiſch vorzugehen und die Schuldigen feſt⸗ 
nehmen zu laſſen? Wenn ja, ſo möge er zwei oder 
drei Poliziſten kommen laſſen, ohne ihnen zu ſagen, 
u fie verhaften ſollten. Als der Gouverneur dieſen 
Wunſch des franzöſiſchen Konſuls erfüllte, und die 
Polizei daher der Falſchmünzer habhaft wurde, 
meinte einer von ihnen auf dem Wege zum Ge— 
tangnis: „Es ift doch unerhört, daß man uns diesmal 
nicht gewarnt hat.“ 
io i Handelt es ſich hier um private Falſchmünzerei, 
lo iit, wie ſchon erwähnt, franzsfifhes Geld 
her te ige von England gefälſcht 
ber 19 Das geſchah gegen Ende des Krieges 
Fi gen Republif 1793 bis 1802. Großbritannien 
ansich 55 dahingeſtellt, ob in der Abſicht, den 
ſich RE aBa zu ſchädigen, oder in der anderen, 
Papiergeld emen zu ſchaffen — franzoſiſches 
~ rucken und nach Frankreich einſchwärzen. 
wäh 1 bern bat man nachgeſagt, ſie hätten 
Fal sche 5 amerikaniſchen Nevolutionskrieges 
großer Menge nada niſches Papiergeld in 
Ebenſo ſollen kn den Vereinigten Staaten gebracht. 
durch Einfuh ie die junge franzöſiſche Republik 
N r falſcher Aſſignaten geſchädigt haben!). 
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Dies ſind jedoch keineswegs die einzigen Fälle 
dieſer Art in Großbritannien. Vielmehr iſt die 
Fulſchmünzerei als Gewerbe dort häufig zu be— 
ſonderer Blüte gelangt, und hat ſich nicht ſelten 
auch auf die Herſtellung fremder Münzen und 
fremden Zettelgeldes geworfen. Beiſpielsweiſe 
wurden 1792 in England wöchentlich nicht weniger 
als 100 000 Realen ſpaniſcher Piaſter her⸗ 
geſtellt. Auch franzöſiſche Münzen wurden 
in England angefertigt. Namentlich die großen 
Metallfabriken in Birmingham beſchäftigten ſich da⸗ 
mit. Erleichtert wurden dieſe Münzfälſchungen, weil 
man in den 80er Jahren des 18. Jahrhunderts billige 
Metallmiſchungen erfunden hatte, die das Ausſehen 
des Silbers täuſchend nachahmten. Während man 
alſo früher hauptſächlich Kupfergeld gefälſcht hatte, 
warfen die Falſchmünzer ſich nun mit beſonderer 
Inbrunſt auf die Fälſchung fremden und eigenen 
Silbergeldes. Ganze Scharen von Betrügern ſollen 
an der Herſtellung oder an der Verbreitung dieſes 
Geldes beteiligt geweſen ſein. Nicht weniger als 
40 bis 50 private Münzſtätten waren dafür in 
Tätigkeit. Die Londoner Polizei beargwohnte mehr 
als 600 Perſonen wegen Falſchmünzerei oder wegen 
des Handels mit falſchen Münzen. Es wird be 
hauptet: das Geſchäft habe vornehmlich deshalb ſo 
lange betrieben werden können, weil hochſtehende 
Perſonen fih daran beteiligten, an die fih die Polizei 
nicht heranwagte oder heranwagen wollte. 

Neben franzöſiſchem und ſpaniſchem Gede 
wurden in England damals auch verſchiedene 
deutſche Münzſorten gefälſcht. So ſtellten 
britiſche Falſchmünzer in den SOer Jahren 
des 18. Jahrhunderts heſſiſche Münzen her. Bis 
zum Jahre 1807 fanden die Engländer lohnenden 
Erwerb auch für die Falſchmünzerei preußiſcher 
Groſchen und Dreikreuzerſtücke. Auch ſie wurden 
in Birmingham gefälſcht. Man benutzte dazu eine 
der neu erfundenen billigen Wetallmiſchungen, die 
überhaupt kein Silber enthielt. So fälſchte man 
in England etwa für zwei Millionen Taler preußi— 
ſches Geld. 

Aber auch von Friedrich dem Großen 
wird erzählt: er habe im November 1771 vor der 
erſten Teilung Polens, als er preußiſche Truppen 
dort einrücken ließ, zwei Millionen falſcher Gulden 
durch Juden in Polen verbreiten Lajfen, 

Arg trieb es Napoleon. Wiederholt ließ er 
Geld von Staaten, mit denen er ſich im Kriege be— 
fand, fälſchen. Beſonders geſchah dies im Kampfe 
gegen Rußland. Zwar haben franzsſiſche 
Schriftſteller — wie Gourgoud — dies in Abrede 
geſtellt. Bernhardt hatte jedoch recht, wenn er in 
ſeinen „Denkwürdigkeiten des Grafen von Toll“ 
behauptete: Napoleon habe nicht nur falſche, Bant- 
noten herſtellen laſſen, um ſie in Rußland in Umlauf 
zu ſetzen, ſondern auch dem König von Sachſen eine 


1) A. Brückner, Odeſſa: Napoleon J. als Fälſcher 
ruſſiſchen Papiergeldes. (Jahrbücher für National- 
ökonomie und Statiſtik. Bd. 1, S. 435—439.) S. 435. 


Schuld von 6 Millionen Talern in falſchen ruſſiſchen 
Banknoten gezahlt; dieſe ſeien dann in Dresden und 
Leipzig den Ruſſen in die Hände gefallene). Auch 
Niebuhr hat in den kurz vor ſeinem Tode in Bonn 
gehaltenen Vorleſungen über das Zeitalter der Re- 
volution und Napoleons behauptet, Napoleon habe 
während des Feldzuges in Nußland falſches rujit- 
ſches Papiergeld in Moskau anfertigen laſſen. 

Dies beruht nach den Feſtſtellungen einer ruſſi⸗ 
ſchen hiſtoriſchen Zeitſchriſts) auf Wahrheit. Viele 
Bewohner Moskaus, die jene Zeit erlebt hatten, 
erinnerten ſich noch um die Mitte des Jahrhunderts 
ſehr wohl des von Franzoſen verbreiteten falſchen 
Papiergeldes. Es ſoll durch beſondere Agenten in 
Umlauf geſetzt worden ſein, die den Auftrag hatten, 
Pakete mit falſchenn Papiergeld hier und da liegen 
zu laſſen, oder auch es ſo einzurichten, daß ſolche 
Pakete ihnen von plündernden Koſaken abgenommen 
wurden. Ein großer Vorrat ſolchen gefälſchten 
Papiergeldes fiel den Nuſſen in der Schlacht von 
Kraſſnoje (4. bis 6. November [nach dem ruſſiſchen 
Kalender 16. bis 18. November] 1812) in die Hände. 

Im September und Oktober 1812 pflegten die 
Franzoſen in Moskau ihre falſchen Papierrubel 
gegen Silberrubel zu wechſeln. Zu dieſem Zwecke 
waren an der Steinernen Brücke beſondere Buden 
errichtet, in denen man für 1 Silberrubel 5 falſche 
Papierrubel zahlte. Dieser Kurs paßte ſich alſo 
dem des echten ruſſiſchen Papierrubels an, der auf 
26¼ 0 gefallen war. 

Noch 1846 wurden in Moskau in der Nähe 
eines abgelegenen Kirchhofes zwei Stuben gezeigt, 
in deren einer die Druckpreſſen ſtanden, mit denen 
die Franzoſen zur Zeit der Beſetzung Moskaus 
falſches Papiergeld gedruckt haben ſollen. 

Beweiskräftiger als ſolche Erinnerungen ſind 
Aktenſtücke, die 1812 bei einigen Ausländern 
gefunden wurden. Am 6. November 1812 berichtete 
der Oberpolizeimeiſter von Moskau an den dor— 
tigen Oberkommandanten Grafen Voſtoptſchin: 
mehrere Polizeioffiziere ſeien damit beauftragt, über 
das von den Franzoſen während ihres Aufent- 
halts in Moskau in Umlauf gebrachte falſche ruſſiſche 
Papiergeld Nachforſchungen anzuſtellen. Dabei habe 
man bei mehreren Franzoſen und Franzöſinnen, 
deren Namen genannt wurden, Summen von 550, 
800 und 1100 und dgl. Rubeln gefunden. Auch 
bei einem Ruffen wurden 200 Nubel dieſes Falſch⸗ 
geldes beſchlagnahmt. Im ganzen fand man 4750 
Rubel. Voſtoptſchin entſchied auf die Frage, ob 
eine gerichtliche Verfolgung einzuleiten ſei: dieſe 
ſolle unterbleiben, da die betreffenden Perſonen das 
Geld beim Verkauf von Waren erhalten haben 
konnten, und ohne zu wiſſen, daß es Falſchgeld ſei. 

) Bernhardi: „Denkwürdigkeiten des Grafen 
von Toll“, Bd. 1, S. 228. 

) Siehe das „Ruſſiſche Archiv“. Hiſtoriſch⸗ 
literariſches Magazin, vornehmlich zur Kunde der 
Geſchichte Rußlands im 18. und 19. Jahrhundert, 
Moskau 1865. S. 291 494 und S. 873 882 
(ruſſiſch). 


Insgeſamt ſoll ſich die Summe der bei Bauern 
und anderen don den Franzoſen betrogenen Ruffen 
gufundenen falſchen Papierrubel auf mehr als eine 
Million Silberrubel belaufen haben. 

Der amtliche ruſſiſche Geſchichtsſchreiber des 
Krieges von 1812, Danilewsky, erzählte (ebenſo wie 
Liprandi in dem erwähnten Aufſatz im „Nuſſiſchen 
Archiv): nach dem Kückzuge der Franzoſen ſeien 
in Moskau und an anderen Orten von Perſonen, 
die mit den Franzoſen in Verkehr gekommen waren, 
bei den Kriegsbehörden falſche Hundertrubelſcheine 
präſentiert worden; und zwar feien dieſe fo ge- 
ſchickt gefälſcht geweſen, daß felbit die Beamten der 
Aſſignationsbank ſie auf den erſten Blick für echt 
gehalten hätten. Liprandi, der ſelbſt den Feldzug 
des Jahres 1812 mitgemacht hatte, berichtet: er und 
mancher andere hätten ſolches Falſchgeld ſowohl bei 
den Koſaken, die es den gefangenen Franzoſen ab- 
genommen hätten, als auch in Minsk, Wilna und in 
faſt jedem kleinen Judenſtädtchen, und ebenfalls in 
Warſchau angetroffen. Auch in St. Petersburg ſei 
es vielfach in Umlauf geweſen. Danilewsky meint 
übrigens, Berthier habe in einem Briefe an Napo- 
leon den Verluſt einer Kaleſche beklagt, in welcher 
ſich geheime Papiere befanden, und behauptet, es 
wären in dieſer Kaleſche die Platten entdeckt worden, 
die den Franzoſen zur Herſtellung falſchen ruffi- 
ſchen. Papiergeldes gedient hätten. Mit der 
erwähnten Moskauer Schauſtellung fleht dies nicht 
im Einklang. 

Vom Oktober 1812 bis zum Jahre 181 jollen 
von Perſonen, die im ruſſiſchen Heere dienten, 12 000 
Rubel in echten, dagegen e Million Rubel in 
falſchen ruſſiſchen Papierſcheinen der Bank über- 
geben worden ſein. Dieſe Gelder hatte man in 
Polen und Deutſchland gefunden. In den Grenz⸗ 
provinzen ließ die Regierung Beamte mit beſonderen 
Vollmachten umherreiſen, um Nachforſchungen über 
das falſche Papiergeld anzuſtellen. Beſonders die 
Juden, die dort einen ſtarken Bevölkerungsanteil 
bildeten, ſollen es verſtanden haben, viel falſches 
Papiergeld zu verbreiten. 1814 ſtellte ſich heraus, 
daß in einer der Heereskaſſen unter einer Summe 
von 1½ Millionen Rubel 300 000 falſche waren. 

Noch 1864 erwähnte ein Advokat in Paris im 
Geſchworenengericht bei Gelegenheit eines Prozeſſes: 
„1812 druckte Napoleon falſche ruſſiſche Rubel und 
folgte hiermit dem Beiſpiel, welches die Alliierten 
1793 bei ihrem Einfall in Frankreich durch Ver- 
breitung falſcher franzöſiſcher Aſſignaten gegeben 
hatten“). 


4) Weitere Tatſachen fiche in dem Brücknerſchen 
Aufſatz. 

In den ruhigeren Zeiten, die nach der Be- 
endigung der napoleoniſchen Kriege in Europa eins 
kehrten, hören wir von ausländiſcher Falſchmünzerei 
nichts mehr. Wenigſtens iſt mir kein weiteres Bei⸗ 
ſpiel dafür bekannt. Es war erſt dem Weltkriege 
der Gegenwart vorbehalten, neben ſo vielem anderem 
Schlechten auch dieſe alte Unfitte wieder neu zu 
beleben. 
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Revue der (Preffe. 


x Zu dem an dieſer Stelle (ſ. Plutus 1919, 
S. 436) bereits erwähnten 


Danziger Valuta⸗Problem 


ee Dr. Hermann Thomſen in der in 
Danzig erſcheinenden „Brücke“ (10. Januar) das 
Wort, indem er die Möglichkeit eines Ueberganges 
23 einer beſſeren ausländiſchen oder zur polniſchen 
Währung ablehnt, weil ſie einmal auf Koſten der 
Selbſtändigkeit Danzigs vor ſich gehen würden, und 
außerdem polniſche Zahlungsmittel heute im Aus- 
land überhaupt nicht mehr angenommen würden, 
und der Danziger Außenhandel infolgedeſſen vor 
unüberwindlichen Schwierigkeiten ſtehen würde. 
Ueber die Einführung eigener Zahlungsmittel oder 
Singebung einer Währungsunion mit dem Deutſchen 
Reich find die Meinungen der maßgebenden Kreiſe 
geteilt, und es fragt ſich, welcher Weg die geringſten 
S Owierigteiten bietet. Bei der Einführung eigener 
n würden ſich die Fragen, ob ein feſter 
Amrechnungskurs gegenüber der Reichsmark, ferner 
die Zahlung von Verbindlichkeiten in Neichsmark 
mit Danziger Geld geſetzlich vorzuſchreiben wären, 
nur nach den Ausſichten, die die neue Danzigen 
Valuta bezüglich ihrer Stabilität bieten könnte, be⸗ 
antworten laſſen. Die für dieſe Beſtändigkeit maß⸗ 
gebenden Faktoren ſind das Vertrauen, das dem 
D anziger Wirtſchaftskörper das Ausland entgegen⸗ 
bringt und die Zahlungsbilanz. Das Vertrauens- 
moment fällt nicht allzu ſchwer in die Wagſchale, wie 
Amerikas Haltung bei einem Anleiheverſuch gezeigt 
hat, während die Zahlungsbilanz angeſichts des Um- 
ſtandes, daß der Staat, abgeſehen von Nahrungs⸗ 
mitteln alle Nohſtoffe für ſeine Induſtrie einführen 
muĝ, ſich nur bei regſter Exporttätigkeit und lebhaftem 
Tranſithandel für eigene Rechnung aufrechterhalten 
rar Letzterer wäre dabei jogar von folder Be- 
deutung, daß er überhaupt den Ausſchlag für die 
Aktwität der Zahlungsbilanz geben würde. Er kann 
5 aber erſt entwickeln, wenn der Handel mit Polen 
au Hinterland zur Blüte gelangt iſt, was angeſichts 
xp noch ungeklärten Wirtſchafts⸗ und Währungs- 
Pen a noch lange auf ſich wird warten 
3 ie Einführung der eigenen Währung brächte 
e der heutigen Lage zweifellos eine Unter⸗ 
rie aunt der Danziger Valuta auf dem Welt⸗ 
Reibun 4 ſich. und dazu wohl auch noch diplomatiſche 
aden mit dem deutſchen Reich wegen des feft- 
langfriſti 8 a mrehnungsfurjes für laufende und 
gehörigen, ie Pinblickeiten gegenüber deſſen An⸗ 
> Mainan, techniſche Durchführung der erforder⸗ 
keiten, well DE auch ungeheure Schwierig⸗ 
rungskontrolle A Danziger Staatsbank zur Wäh⸗ 
enn b Deckung der Noten doch minde⸗ 
e ie Stanz „ wiergkeiten zu kämpfen hätte, 
Valuta. Sie m soii ‚anderer Länder mit ſchlechter 
haben, infolge 575 7 ia einmal den Vorteil dieſer 

roße des von ihnen beherrſchten 


Wirtſchaftsgebietes die Möglichkeit eines teilweiſen 
Ausgleiches von Angebot und Nachfrage nach Zah⸗ 
lungsmitteln im Innern zu haben. Doch wäre 
die Einführung eigener Zahlungsmittel für den Staat 
Danzig noch der gangbarſte Weg, wenn es nicht ge⸗ 
lingt, mit dem Deutſchen Reich eine Währungsunion 
zu ſchaffen. — Den Schwierigkeiten, in die Danzig 
durch die Anpaſſung an die Preislage des Welt⸗ 
marktes geraten iſt, geht, wie Dr. Joſef Jahn 
in der „Deutſchen Allgemeinen Zeitung 
(16. Januar) ausführt, das Reich entgegen, wenn 


Weltmarktpreiſe in Deutſchland 
eingeführt werden. Die Ziele, die von den Vefür⸗ 
wortern dieſer Maßregel ins Treffen geführt werden, 
jind die Verhinderung des deutſchen Ausverkaufs 
die Belebung der inländiſchen Produktion und die 
Stützung der deutſchen Valuta. Fraglich ſei, ob 
dieſer Weg zum an ſich ſehr erſtrebenswerten Ziel 
nicht Nebenerſcheinungen zeitigen würde, die die 
erwarteten wirtſchaftlichen Wohltaten nicht nur auf- 
heben, ſondern vielleicht in ihr Gegenteil umkehren 
würden, Die unausbleibliche Folge einer nach 
dem Weltmarkt orientierten inländiſchen Preislage, 
wäre einmal, daß die Teuerung auf dem Waren⸗ 


markte nicht nur auf der Geldſeite zu ſuchen 
ft, ſondern auch zu erheblichem Teil in der 


nicht zu leugnenden Waren knappheit ihre Ur⸗ 
ſache hat und dieſe im Inlande größer iſt als im 
Ausland, jo daß bei einer Anpaſſung an die Aus⸗ 
landspreiſe mit einem höheren Preisniveau im 
Inland zu rechnen iſt als im Ausland. Die Preiſe 
würden ſogar bei der dauernd zunehmenden Papier⸗ 
geldinflation, die in außerökonomiſchen Urſachen 
wurzelt, noch weiter ſteigen. Die ſozialen und wirt⸗ 
ſchaftlichen Folgen wären unausdenkbar und nicht 
abzuwenden. Daß bei ſolcher Sachlage das dritte 
Ziel, die Stützung der deutſchen Valuta unter keinen 
Umſtänden erreicht werden kann, liegt auf der Hand; 
denn das iſt auch heute ſchon kaum möglich, wo 
die deutſche Induſtrie auch bei Inlandspreiſen auf 
ausländiſche Nohſtoffe angewieſen ijt. Erforderlich 
iſt die Anpaſſung an den Weltmarkt zur Unter⸗ 
bindung des Ausverkaufs und Belebung der Pro— 
duktion nicht unbedingt, da ſie ſich bekanntlich auch 
auf anderem Wege erreichen laſſen. Iſt aber ein⸗ 
mal die deutſche Produktion in Gang gebracht, dann 
wird ſie automatiſch das beſte Mittel zur Stützung 
des Anſehens deutſcher Währung im Ausland. — 
Nod weiter geht im „Berliner Börjen- 
Courier“ Dr. Walter Treuherz, der nicht 
nur implicite den Weltmarktpreis verwirft, ſondern 
auch Borſchläge für den 
Abbau der Preiſe 

im Inland zwecks Erhaltung des ſozialen Friedens 
formuliert. Die durch die hohen Preiſe erſchwerte 
Lebenshaltung kann nur gehoben werden, wenn ent⸗ 
weder, wie das bisher geſchah, die Einkommen 


ſteigen oder aber — wie verſchiedentlich berſucht 
worden ift — die Preiſe der notwendigen Wirt⸗ 
ſchaftsgüter bei gleichen Einkommen. niedrig ge⸗ 
halten werden. Das geſchah bisher durch behörd⸗ 
liche Bewirtſchaftung, indem die ſtaatlichen und 
kommunalen Organe ſich die bewirtſchafteten Güter, 
ſei es im Ausland, ſei es im Inland, zu 
teuren Preiſen beſchafften und ſie unter Ein⸗ 
ſtandskoſten vertrieben. Das dadurch entitebende 
Defizit wurde mit Anleihen gedeckt. Dieſer 
Modus erreichte zwar ſeinen Zweck, iſt aber 
auf die Dauer nicht haltbar, und jo. macht Ber- 
faſſer den Vorſchlag der Gründung von Einkaufs- 
und Konſumgenoſſenſchaften. Eine Verbilligung 
könnte dadurch bei kaufmänniſcher Organiſation und 
taufmänniſchem Verſtändnis für wirtſchaftliche Not⸗ 
wendigteiten ſchon auf dem Gebiet der jetzt ſtaat⸗ 
lich bewirtſchafteten Güter erreicht werden. Viel 
größer wäre aber ihre Wirkung bei denjenigen un⸗ 
entbehrlichen Gütern, die jeder ſtaatlichen Kontrolle 
bar ſind, und deren Verteuerung in der weitaus 
größten Mehrzahl der Fälle durch unwirtſchaftlichen 
Kettenhandel hervorgerufen wird. Zur Gründung 
der Genoſſenſchaften müßten allerdings die Arbeit⸗ 
geber ihre Hilfe gewähren. Doch läge eine Ver⸗ 
billigung der allgemeinen Lebenshaltung ja auch 
in ihrem Intereſſe, und der unlautere Zwiſchen⸗ 
handel wäre ins Mark getroffen. Die Beihilfe der 
Arbeitgeber müßte ſich auf Darlehen vielleicht auch 
auf Zuſchüſſe erſtrecken. Doch wäre auch eine mäßige 
Verzinſung ſeitens der Genoſſenſchaften nicht aus- 
geſchloſſen, da ſie ja meiſtens in der Lage 
jind, ihren Witgliedern auch eine kleine Dividende 
auszuſchütten. Der Gedanke, an ſich nicht neu, hätte 
zum Teil ſchon ausgeführt ſein können, wenn 
die bisher zur Streikunterſtützung ausgeworfenen, 
Gelder und die auf ſeiten der Unternehmerſchaft 
durch den Streik verlorenen Summen zu dieſem 
Zwecke Verwendung gefunden hätten. Allerdings 
ſetzt dieſe Geſtaltung der Dinge voraus, daß beide 
Feile Intereſſe und Neigung zu einer friedlichen 
Löſung des Preis- und Lohnproblems haben. Die 
konſumgenoſſenſchaftliche Organiſation könne, heißt 
es zum Schluß, zu einem Abbau der Preiſe führen. 
WMindeſtens aber helfe ſie durch Ausſchaltung des 
unlauteren Handels das weitere Anziehen der 
Preiſe zu verhindern, was Arbeitgeber und Arbeit⸗ 
nehmer doch nur begrüßen können. Intereſſante 
Anſichten über gewiſſe 

landwirtſchaftliche Probleme Italiens 

wie die „In duſtrie⸗ und Handels- 
Zeitung“ (24. Januar) berichtet, der italieniſche 
Nationalökonom Luigi Ein audi im „Corriere 
della Sera“, Seine Ausführungen ſind angeſichts 
ähnlicher Beſtrebungen in Deutſchland um ſo 
aktueller, als man ſich bald auch bei uns mit 
ähnlichen Fragen wird auseinanderſetzen müſſen. 
In der italieniſchen Kammer wurde der Grundſatz 
aufgeſtellt, daß unbebautes oder ſchlecht kultiviertes 
Land zwecks Verwaltung durch Landarbeiter, die 
ſich zu Arbeitsgenoſſenſchaften zuſammengeſchloſſen 


gibt, 


haben, enteignet werden ſoll. Einaudi wendet ſich 
gegen dieſe Refolution mit der Begründung, daß, 
wo auch in Italien die Landwirtſchaft gedeihe, dieſe 
Blüte nur dem Umſtand zu, verdanken fei, daß 
der Boden an jenen Stellen ſchon ſeit Jahr⸗ 
hunderten bebaut und gepflegt wird, daß alle für 
den Land- und Obſtbau erforderlichen Naturgegeben⸗ 
heiten vorhanden ſeien und die Wirtſchaft in Händen 
erfahrener Landwirte läge. Aus einfachen Tage⸗ 
löhnern in kurzer Zeit ſolche zu machen, ſei nicht 
möglich, zumal ſie einen Boden in die Hand be- 
kämen, mit dem auch der erfahrenſte Landwirt die 
größten Schwierigkeiten haben würde. Der Land⸗ 
arbeiter würde die Arbeit bald aufgeben und der 
Boden in die Hände des erſten beſten Spekulanten 
kommen. Verfechte man aber den Gedanken des 
Kleingrundbeſitzes, dann. müſſe man Bauern dazu 
heranziehen, die nur die Bebauung hochwertigen, 
alſo ertragreichen Landes annehmen würden. Die 
Aufteilung von Großgrundbeſitz unter Kleinbauern. 
würde zur Folge haben, daß ſelbſt bei rückſichts⸗ 
loſeſtem Raubbau für 100 Familien ein kümmer⸗ 
liches Daſein geſchaffen wäre, während für 1000 
Familien der Stadt⸗ und Landbevölkerung das 
Ernährungsproblem verſchärft anſtatt verbeſſert 
würde. Das Mittel, der Ernährungsſchwierigkeiten 
Herr zu werden, wäre die Verringerung der Exten⸗ 
ſität der Bebauung zugunſten der Intenſität. Die 
Aufteilung des Grundbeſitzes unter die Bauern voll⸗ 
ziehe ſich in wirtſchaftlich geſunder Weiſe ganz von 
ſelbſt, während der Uebergang von Brachland in 
ungeübte Hände vermieden werden müſſe.— Eine 
Rückkehr zum vor dem Kriege oft mißbrauchten und 
daher verworfenen Truckſyſtem zwecks Arbeiter- 
entlohnung befürwortet. Pro f. Dr. J. Ja ſt ro w in 
der „Voſſiſchen Zeitung“ (23. Januar). Von 
der Erwägung ausgehend, daß das Geld eine 


Tauſchmaſchine 


ſei, die dazu gedient habe, Waren verſchiedener Gat⸗ 
tungen miteinander zu vergleichen und in ein be⸗ 
ſtimmtes Wertverhältnis zueinander zu bringen, wird 
ihm die Eignung in dieſer Funktion eines objektiven, 
wenig ſchwankenden Maßſtabes aus bekannten Grüne 
den abgeſprochen. Einer der Hauptgründe des Lohn⸗ 
problems ſei im Augenblick darin zu erblicken, daß 
der Arbeiter eben nicht mehr die Möglichkeit habe, 
jiġ die Gütermenge zu errechnen, die er für eine 
beſtimmte, in einem Lohntarif einmal durchgedrückte 
Entlohnung erwerben kann. Die Unruhe auf dem 
Arbeitsmarkt wurzele zum erheblichen Teil darin, 
daß die Entlohnung in einer Form vor ſich gehe, 
die eine Vorausberechnung auf längere Zeit gar 
nicht zuläßt. Viel ruhiger würde ſich die Entwicklung 
geſtalten, wenn die Arbeitnehmer, zumal die großen, 
wie das Reidh, der Staat, die Kommunen, von 
vornherein die Verpflichtung übernehmen würden, 
mindeſtens einen Seil des Lohnes in Naturalien zu 
liefern. Es iſt dies ein Syſtem, das während des 
Krieges von privaten Produzenten im Verkehr unter⸗ 
einander und von Staats wegen im internationalen 


nun 


Handel im Kompenſationsverkehr wiederholt ange- 
wendet wurde und damit von der Praxis als ſanktio⸗ 
niert gelten darf. Für den Warenmarkt ließe ſich 
eine Beruhigung deshalb erwarten, weil die wilde 
Nachfrage vieler Milltonen ſich auf einige zehntauſend 
Arbeitgeber konzentrieren würde. 


Umschan. 


In der Generalversammlung der 
Deutschen Ueberseeischen 
Bank kam es zu einer bemerkenswerten Debatte über das 
Problem der Bilanzbewertungen auf Grund der Ver- 
änderungen der Valuta. In dem Geschäftsbericht der 
Deutschen überseeischen Bank, der mit dem Datum vom 
19. Dezember 1919 veröffentlicht wurde, und der die Bi- 
lanz für den 31. Dezember 1918 enthält, heisst es, dass 
in den Büchern sämtliche auf ausländische Währungen 
lautenden Aktiv- und Passivwerte zu den ungefähren 
Vorkriegskursen umgerechnet worden sind. Es handelt 
sich dabei im wesentlichen um Werte in südameri- 
kanischen Währungen. „Unter den Passiven befinden 
sich“, so fähıt der Bericht weiter fort, „natürlich erheb- 
liche Beträge, die an den verschiedenen ausländischen 
Plätzen in Gold in ausländischer Währung zahlbar sind. 
Wir heben indessen hervor, dass alle solche Verpflichtun- 
gen reichlich durch entsprechende Forderungen, Wechsel 
und sonstige Aktiven gedeckt sind, die gleichfalls in den 
betreffenden ausländischen Währungen zahlbar sind.“ In 
der Generalversammlung behauptete nun ein Aktionär, 
dass diese Bilanz im Widerspruch zu den Vorschriften des 
Handelsgesetzbuches stehe, nach denen die Bilanz in 
Reichswährung aufzustellen und nach dem Werte anzu- 
setzen sei, der den einzelnen Posten in dem Zeit- 
punkt beizulegen ist, für welchen die Aufstellung statt- 
findet. Durch eine diesen Grundsätzen entsprechende 
Umrechnung der ausländischen Währungen würden 
viel grössere Werte in der Mark-Bilanz erscheinen und 
entsprechend auch grössere Gewinne. Die Verwaltung 
führte erstens an, dass für den Zeitpunkt der Bilanz Ende 
1918 zuverlässige Umrechnungskurse gar nicht vorhanden 
gewesen seien, dass aber ausserdem die Interessen der 
Bank mit der vorgenommenen Bilanzierungs-Methode am 
besten wahrgenommen worden seien. Bei der Bewertung 
nach dem jeweiligen Stande der Valuta wären unter den 
herrschenden Verhältnissen die Bilanzwerte sehr grossen 
Schwankungen unterworfen. Es könnte sich in einem Jahre 
ein Gewinn von 100 Millionen Mark ergeben, dem im 
nächsten Jahre ein entsprechend hoher Verlust gegen- 
überstehen könne, Es ist selbstverständlich, dass die 
Aktiven in fremder Valuta grösser seien, als die Pas- 
siven, bestimmte Mitteilungen über diesen Punkt wurden 
aber abgelehnt. Die Mehrheit der Generalversammlung 
genehmigte die Bilanz. Eine Minderheit erklärte Protest 
zu Protokoll. — Wenn man sich streng formal an den $ 40 
des Handelsgesetzbuches hält, so wird es allerdings schwer 
zu rechtiertigen sein, Aktiven und Passiven fremder 
Währung zum Vorkriegskurse umzurechnen, Es würde bei 
grundsätzlicher Genebmigung dieses Verfahrens in der Tat 
eine sehr weitgehende Möglichkeit zur Verschleierung von 
Gewinnen geschaffen werden, die vor allen Dingen in 


fn. Uebersee-Bilanz. 
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steuerlicher Beziehung recht gefährlich wäre. Andererseits 
würde es aber gerade bei Aktiengesellschaften, bei denen 
die Bilanz ja vor allen Dingen Gewinnverteilungsbilanz 
ist, zu den bedenklichsten Folgen führen, wenn rein buch- 
mässige, nicht realisierte Valuiagewinne, die unter Um- 
ständen nur vorübergehender Natur sein könnten, in Zeiten 
derartiger Erschütterungen der Währung, wie wir sie jetzt 
durchleben, in einem Jahre voll zum Ausdruck und damit 
möglicherweise zur Ausschüttung gelangen sollten. Es 
würde dadurch eine Schwächung der Unternehmen eintreten, 
die wirtschaftlich in höchstem Masse unerwünscht wäre. 
Als der Gesetzgeber die Aufstellung der Bilanz in Reichs- 
währung anordnete, glaubte er damit die stabilste Grund- 
lage zu schaffen. Inzwischen haben sich die Verhältnisse 
verschoben und in ungewöhnlichen Zeiten werden besonders 
bei Unternehmungen, die sowohl Forderungen als auch 
Verpflichtungen in fremden Währungen haben, ausser- 
gewöhnliche Bewertungsmassnahmen, mindestens wirt- 
schaftlich, gerechtfertigt erscheinen, Vielleicht wäre es 
angebracht, dort, wo ungewöhnliche Umrechnungen ge- 
boten sind, andererseits die Werte in der fremden Wäh- 
sung erläuternd mit aufzuführen. Damit würde auch eine 
Grundlage für die sachgemässe Auseinandersetzung mit 
der Steuerbehörde gegeben sein. Selbst vom Standpunkte 
des Steuererhebers würde ja der Segen willkürlich allzu 
stark au’geblähter Einnahmen aus Valutagewinnen die 
Gefahr der Verdrängung mancher Unternehmungen, deren 
eigentlicher Geschäftsbetrieb im Auslande liegt, als Nach- 
teil mit sich bringen. Zwischen Steuerbilanzen und den 
Bilanzen, die die Giundlage der Gewinnausschültung in 
der Oeffentlichkeit bilden, bestehen ja auch ohnedies oft 
Unterschiede, 


Herr Dr. jur. Eckstein- 
Nachlässige Aufbewahrung Berlin ER Dutch 


von Scheckbüchern. das Scheckwesen wird 


der Geld- und Zahlungsverkehr wesentlich erleichtert, 
allerdings auch ausserordentlich gefährdet. Zahlreich genug 
sind die Fälle, dass ein Scheckformular in unrechte Hände 
kommt, dass die Unterschrift gefälscht und ein nicht un- 
erheblicher Geldbetrag von einem Betrüger abgehoben 
wird. Wer hat in solchen Fällen den Schaden zu tragen? 
Der Scheckinhaber steht mit dem Bankier in einem Ver- 
tragsverhältnis, welches zunächst für den Bankier nur die 
Pflicht begründet, das deponierte Geld sorgfältig aufzu- 
bewahren und unter den vereinbarten Bedingungen unter 
sorgfältiger Prüfung des vorgezeigten Schecks auszu- 
zahlen. Die Gefahr des Geldverlustes durch Abheben 
eines Kontos durch einen Betrüger trägt daher grand- 
sätzlich die Bank. So wenig wie ein Schuldner dadurch 
von seiner Schuld befreit wird, dass er sich von einem 
Dritten täuschen lässt und diesem den Schuldbetrag aus- 
zahlt, sowenig wird die Bank von ihrer Pflicht zur 
Rückgabe des hinterlegien Geldes befreit, wenn sie durch 
einen Dritten unı dieses Geld betrogen wird. Für die 
Entwendung von Scheckformularen und für deren falsche 
Ausfüllung bat daher die Bank allein den Schaden zu 
tragen. Anders dagegen ist es, wenn der Scheckinhaber 
durch Fahrlässigkeit einen Betrug oder Scheckfälschung 
erleichtert kat. Wie schon gesagt, steht der Bankkunde 
mit der Bank in einem Vertragsverhäitn s. Und wie 
jedes Veriragsverhälinis die Parteien verpflichtet, nicht 


— — 


nur die vertraglichen Leistungen zu machen, sondern 
auch nach Möglichkeit die Interessen des Vertragsgegners 
wahrzunehmen, so gut ist der Scheckinhaber verpflichtet, 
die Bank nach Möglichkeit gegen Scheckfälschung und 
Scheckbetrug zu schützen oder, vom anderen Gesichtspunkt 
aus betrachtet, er hat ausser seiner Gegenleistung auch 
noch eine Vertragspflicht gegenüber sich selbst, das ihm 
ausgehändigte Scheckbuch so zu verwahren, dass es nicht 
in die Hände Unberechtigter gelangen kann. Schliesslich 
kommt auch die allgemeine Bestimmung des Schuldrechts 
in Frage, dass ein Geschädigter bei mitwirkendem Ver- 
schulden den Schaden nur teilweise und bei überwiegen- 
dem Verschulden überhaupt nicht ersetzt verlangen kann 
(BGB. $ 254). Diese Bestimmung ist nicht auf den 
Schadensersatz allein beschränkt, findet vielmehr allgemein 
Anwendung. Derjenige, der sein Scheckformular unsorg- 
fältig aufbewahrt, hat den Schaden der Bank überwiegend 
selbst verschuldet, und er kann darum den Schaden nicht 
auf die Bank allein abwälzen. Das Landgericht I Berlin hat 
kürzlich sich in gleicher Weise entschieden, Ein Geschäfts- 
inhaber halte ein Scheckformular vor seinen Angestellten 
nicht verschlossen, ein Angestellter hatte einen Scheck 
gefälscht, und zwar so gut, dass es dem Bankier ohne An- 
wendung von Hilfsmitteln nicht möglich war, die Fälschung 
zı entdecken. Das Gericht hat die Klage des Kunden 
gegen die Bank auf volle Auszahlung des deponierten 
Geldes zurückgewiesen.“ 


Börse und Geldmarkt. 


Der Handelsteil der Tageszeitungen ist voll von 
Klagen über die „Katastrophenhausse“. Aber nur für den 
Aussenseiter bedeutet doch eigentlich die Tatsache der 
Hausseestürme an den Börsen eines Landes mit zertrüm- 
merter Wirtschaft und fast wertloser Währung ein Para- 
doxop. Für jeden, der Augen hat zu sehen, ist es ja bis 
zum Ueberdruss erwiesen, dass diese Aufwärisbewegung 
nichts weiter ist als eine Art Rückversicherung des Publikums 
an der Börse gegen die täglich fortschreitende Entwertung 
der Bankdepots und der baren Gelder. Schon einmal 
haben wir hier den Vergleich der Wage gebraucht, in 
deren einer Schale die Sachwerte und die Anweisungen, 
resp. Besitztitel auf Sachwerte, wie Aktien usw. 
liegen, und in deren anderer das bare (Papier-) Geld liegt. 
Sinkt das Geld im Werte, wird es immer wertloser in der 
Substanz, immer leichter, so hebt sich die Geldschale, und 
automatisch geht die andere Schale der Wage in die Tiefe, 
Da niemand ganz obne bar Geld sein kann und auch seine 
Einnabmen in ibm fliessen, so sucht nun ein jeder, der 
dazu in der Lage ist, gleichzeitig mit seinem Besitz auch 
bei der Substanz der anderen Schale vertreten zu sein 
und reife, durch Umwandlung von Papiergeld in 
Sachwerte, berüber, was noch zu retten ist. Das An- 
gebot an Sachwerten bleibt aber immer gleich und 
begrenzt. Häuser, Grundstücke, Maschinen, Kohlen- 
und Erzgruben, alles miteinander unter die Haube aktien- 
gesellschaftlichen Besitzes gebracht, lassen sich nicht aus 
dem Boden emporstampfen. Im Gegenteil, immer weniger 
wird der Anteil des deutschen Volkes an freien Sach- 


gülern. Denn der Ausverkauf nach dem Ausland geht 


weiter fort. Ganze Strassenzüge in grossen deutschen 
Städten gehen in ausländischen Kapitalsbesitz über, und 
wenn auch erfieulicherweise das vor kurzem zu einem 
unserer Politiker in privater Unterredung gesprochene 
Wort eines Amerikaners: „Mit 4 Millionen Dollars kaufe 
ich Euch die ganze A.E.G. fort“ noch nicht Wahrheit 
geworden ist, so zeigt es doch mit erschreckender Deutlich- 
keit, welche Gefahren des Verlustes an unersetzlichem 
Volkseigentum uns durch die furchtbare Entwertung des 
deutschen Papiergeldes drohen. Gefahren, die dadurch 
ins Unendliche vergrössert werden, dass das deutsche Volk 
trotz desRufes „Hannibal ante portas“ keine dringlichere Auf- 
gabe kennt, als sich im erbitterten Kampf der Parteien und 
Weltanschauungen zu zerfleischen und sich Wunden bei- 
zubringen, die in dem geschwächten und blutleeren Wirt- 
schaftskörper sobald nicht wieder heilen können. Die aller- 
wenigsten übersehen den Ernst der Situation, machen sich die 
Folgen der Kohlennot, dieser alle Erwerbszweige lähmen- 
den Katastrophe, richtig klar. Fatalismus und müde 
Resignation herrscht vor, deren höchste Weisheit in der 
Hoffnung auf Ueberwindung der Vorfrühlingstage und auf 
das Hinüberretten der Wirtschaft ins Sommerhalbjahr be- 
steht. Eingeengt durch die Käufe des Auslands, steigt der 
Kreis der uns verbleibenden Papiere ständig im Kurse, 
Gleichgültig, ob es sich um gut arbeitende Gesellschaften 
bandelt oder um nonvaleurs, ob es Teile von Industrien 
sind, die Rohstoffmangel oder Arbeiterwiderstand immer 
wieder zum Feiern zwingt, oder ob rapide verdient wird 
und das Uebermass der Gewivne durch das Ventil der 
Aktienkapitalsverwässerung nivelliert wird — alles wird in 
Kurssteigerung umgesetzt. Gilt doch jede Aktie, die nur 
die Teilhaberschaft selbst an feiernden Maschinen, an still- 
liegenden Gruben verbucht, als wertvoller, denn die blauen 
und braun-grünen Scheine, die die nimmermüde, niemals 
streikende Notenpresse (unbegreiflich ist Havensteins 
Passivität!) tagtäglich ausspeit. Die Banken können die 
Flut der Aufträge nicht mehr bewältigen, in den Depositen- 
kassen sieht man das Licht abends noch sehr spät brennen, 
Feiertage müssen eingeschoben werden, um Rückstände 
auſzuarbeiten, und selbst an diesen Ruhetagen springen, 
wie die Stehaufmännchen, nach einem kleinen stimmungs- 
mäßigen Rückschlage die Kurse im inoffiziellen Verkehr 
weiter nach oben. Und auch die Krediteinschränkungen 
helfen ja so wenig! Was macht es denn dem Publikum, 
das die Brieftaschen zum Platzen gefüllt mit Papiergeld 
trägt, aus, wenn es seine Effekten nicht auf Einschuss 
kaufen, nicht lombardieren darf, sondern bar abnehmen 
muss? Das Geld ist ja da und vermehrt sich täglich, und 
jedes Resultat einer Gewinnrealisation an der Börse wird 
sogleich wieder in neuen Effekten angelegt. Weiss doch 
heute jeder Kommis, der flackernden Auges abends vom 
Kurszettel Avancen von 50, 100 und 200 % gar abliest, 
dass man in kurzer Zeit heute mit ein paar guten „Tips“ 
an der Börse ein schwerreicher Mann werden kann. 

Der neue Gouverneur der Oesterreichisch-Ungarischen 
Bank, diesem Institut, das wirklich nicht aus innerer 


Berechtigung, sondern wobl nur dem Gesetz 
Trägheit gehorchend, den wertlos gewordenen 
Notenumlauf des zusammengebrochenen, ver- 


täglich weiter ins Sinnlose ver- 
und vernünftige Worte gesprochen 


krüppelten Landes 
mehrt, hat gute 


über die Notwendigkeit ausländischer Kredite, für sein Land 
und die Steigerung der Gütererzeugung. Und er hat auch 
auf das ungeheuerliche Missverbältnis zwischen Geldumlauf 
und Wagenvorräte hingewiesen, alles keine neue Gedanken, 
gewiss. Aber doch Worte, die immer wieder und wieder 
aufs eindringlichste gesagt werden müssen, auf das unsere 
Massen und auf das das Ausland sie versteht. Vor allem 
sollte man sie in Frankreich beachten. In Frankreich, wo 
man anscheinend immer noch nicht begriffen hat, dass der 
Franken weiter nichts mehr als eine Anweisung auf die 
deutsche Reichsbank und die Oesterreichisch-Ungarische 
Bank darstellt und sich dem inneren Werte nach in dem- 
selben Masse verringern muss, wie unsere und die öster- 
reichische Wäbrungsverbältnisse zerrüttet werden. Aber 
es ist zu fürchten, dass die an sich für den Kenner der 
weltwirtschaftlichen Zusammenhänge offen zutage liegende 
enge Verknüpfung zwischen den Wirtschaſtsorganismen 
der grossen europäischen Länder erst dann erkannt und 
— vielleicht zu spät — durch den Versuch einer inter- 
nationalen finanziellen und wirtschaftlichen Schicksals- 


Plutus-Merktalel. 


Man notiere auf seinem Kalender vor:) 
— — ſ—— (——— — —-‚—ęÜ:ʃv 


G.. Triumph-Werke Nürnberg, August 
Wegelin Akt.-Ges. für Russfabrikation, 
Westdeutsche Kalkwerke Köln. — 
Schluss des Bezugsrechts Aktien Deutsche 
Lastautomobil - Gesellschaft, Bezugs- 
rechts Aktien Sächsische Cartonnagen- 
Maschinen-Akt.-Ges., Bezugsrechts neue 
Aktien Gerb- und Farbstoffwerke Renner, 
Bezugsrechts Aktien Köln- Rottweil 
Akt -Ges. 


Ironage-Bericht, — Bankausweise London, 
Paris. — @.-V.: Bank für Grundbesitz 
Leipzig, Elektrizitäts-Gesellschaft vorm. 
Schuckert, Schrauben- und Muttern- 
fabrik S. Riehm, Bau-Gesellschaft Kaiser- 
Wilhelm- Strasse in Liqu., Tuchfabrik 
Aachen vorm. Süskind & Sternau. — 
Schluss des Bezugsrechts Aktien Che- 


| mische Fabriken Harburg-Stassfurt. 
Reichsbankausweis. — G.- ., Neckars- 
ulmer Fahrradwerke, Chemische Fabrik 
Schering, Magdeburger Mühlenwerke 
Nudel- und Couleufabrik, Charlotten- 
hütte, Niederschelden. — Schluss des 
Bezugsrechts Aktien Alexanderwerk 
v. d. Nahmer, Bezugsrechts Aktien Akt. - 
Ges. für Seilindustrie vorm. Ferd. Wolff. 


Bankausweis New- Vork. — @.-V.; Deutsch- 
Australische Dampfschiffahrts- Gesell- 
schaft, Julius Sichel & Co, Akt. Ges. 
Hackerbräu, Brauerei Schöfferhof und 
Frankfurter Bürger brauerei, Hanno- 
versche Baumwollspinnerei und Weberei, 
J. Elsbach & Co., Reiniger, Gebbert 
& Schall, Westfälische Metallindustrie 
Lippstadt. — Schluss des Bezugsrechis 
Aktien Zeitzer Eisengiesserei und Ma- 
schinenbau- Gesellschaft, Bezugsrechts 
‚| Aktien Weserhütte. 

Die Merktalei gibt dem Wertpapierbesitzer über ale für fhu 
winhtigen Ereignisse der kommenden Woche Aufschluss, u. a. über 
Generalversammlungen, Ablauf von Bezugsrechten, Markttage, 
Lignidationstage und Losziehungen. Ferner finden die Interessenten 
darin alles verzeichnet, worauf sie an den betreffenden Tagen in 
dan Zeitungen achten miissen. In Kursiv-Schrift sind diejenigen 


gie gesetzt, die sich auf dem Tag genan nichi bestimmen 
en. 


Mittwoch, | 
28. Januar | 


Donnerstag, 
29. Januar 


Freitag. 
30. Januar 


Sonnabend, 
31. Januar 
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. Holzindustrie Hermann Schütt. 


e — Schluss des Bezugsrechts neue Aktien 
„. Hannoversche Gummiwarenfabrik. 
@.-V.: Brückenbau Flender Akt.-Ges, 
| Eilenburger Kattun-Manufaktur Akt.- 
Ges. — Schluss des Bezugsrechts Aktien 
Dienstag, Sächsische Webstuhlfabrik Chemnitz, 
3. Februar 


Bezugsrechts Aktien Maschinenfabrik 
Augsburg-Nürnberg, Bezugsrecht Aktien 
Bing-Werke Nürnberg, 
@.-V.: Düsseldorfer Maschinenbau-Akt.- 
Ges. Losenhausen, Mechanische Weberei 
Zittau. 
Ironage- Bericht. — Bankaus weise London, 
Paris. — @.-V.: Ica Akt.-Ges., Mittel- 
deutsche Gammiwarenfabrik Louis Peter. 
|l — Schluss des Bezugsrechts neue Aktien 
| 


Mittwoch, j 
4, Februar 


Donnerstag, | 
5. Februar 


Bantzener Tuchfabrik. 


BKK! VE 

Reichsbankausweis. — @.- V.: Müblenbau- 
anstalt und Maschinenfabrik vorm. 
Gebr. Seck. 


Bankausweis New-York. — @.-Y.: Säch- 
sische Bodencredit-Anstalt, Hypotheken- 
bank Hamburg, Dürkoppwerke, R. Frister 
Akt.-Ges., Ver. Flanschenfabrik und 
Stanzwerke. — Schluss des Bezugs- 
rechts Aktien Lederwerx Wiemann, 
Bezugsrechts J. P. Benzberg Akt.-Ges. 


| @.-V.: Akt.-Ges. für Beton- und Monier- 
bau, Braunkohlen- und Briket-Industrie, 
J. P. Bemberg Akt.-Ges., Maschinenbau- 
Akt.-Ges. Beck & Flenkel, — Schluss 
| des Bezugsrechts Aktien Sauerbrey 
Maschinenfabrik. 


@.-V.: Papierfabrik Reisholz, Gustav 
Genschow, Schultheiss - Brauerei. — 
Schluss des Bezugsrechts Aktien Olten- 
sener Eisenwerk, Bezugsrechts Aktien 
Zwickauer Maschinenfabrik. 


Verlosungen: 
1. Februar: Augsburger 7 Gld. (1864), 
Belgische 3°/, Communal-Credit 100 Fr. 
(1868), Braunschweiger 20 Taler (1868), 
Hamburger 3%, 50 Taler (1866, 1885), 
Köln-Mindener 3½ % 100 Taler (1870), 
2¾ % Pariser 400 Fr. (1905), Sachsen- 
Meminger 7 Gld. (1870), Türkische 
400 Fr. (1870), 3% Verviers 100 Fr. 
(1873). 4. Februar: 3% Genfer 100 Fr. 
(1880). 5. Februar: Credit foncier 
de France 2% und 3% Comm.-Obl. 
(1879, 1880, 1891), 3% Pfandbriefe 
(1909), 4% Pariser 500 Fr. (1875), 
3% Pariser 300 Fr. (1912). 10. Fe- 
bruar: 2% Antwerpener 100 Fr. (1903), 

4% Pariser 500 Fr. (1876). 


Freitag, | 
6. Februar 


Sonnabend, 
7. Februar 


Montag, | 
9. Februar 


Dienstag, 
10. Februar 


gemeinschaft als Ausweg aus der Not, die auf 5 Jahre der 
unzureichenden Lebensmittel- und Friedensbedarfserzeugung 
folgen musste, gewürdigt werden soll, wenn das Welt- 
Hungergespenst und der Welt-Bolschewismus kein Phantom 
mehr sind. Vorgänge wie das deutsch-holländische Kredit- 
abkommen, das von der Börse sehr richtig als ein Ansatz, 
aber eben auch nur als ein solcher eingeschätzt worden 
ist, müssen wirkungslos verpuffen, wenn nicht über natio- 
nalistische Engherzigkeit und Engstirnigkeit hinweg der 
— im Grunde doch eigentlich auch dem konsequeniesten 
Egoismus, aus Selbsterhaltungsinstinkt verständliche — Ge- 
danke des internationalen Verbundenseins der nationalen 
Wirtschaften in Zeiten der Welikrise auf Leben und Tod 
sich Bahn bricht. Justus. 
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Plutus-Archiv. 
Meue Literatur der Volkswirkfchaft und des Rechte, 


(Der Herausgeber des 


Plutus behält sich vor, die hier aufgeführten Eingänge an Neuerscheinungen besonders zu 


besprechen. Vorläufig werden sie an dieser Stelle mit ausführlicher Inhaltsangabe registriert.) 


(Alle in dieser Rubrik erwähnten 
Vorelnsendung des Betrages 


Karl Marx und die Gewerkschaften. Herausgegeben 
von Hermann Müller, Zentral-Arbeitersekretär. Preis 
kart. o 2.—, geb. MH 3.—. 

Vorwort. — Das Verhältnis des Arbeiters zum Kapi- 
tal. — Marx als Organisator. — Theoretisches von Marz 
über die Berechtigung und die Aussichten der Gewerk- 
schatten. Die Gewerkschaften als Mittelpunkt der 
Arbeiterbewegung. — Marx und die Sozialpolitik. — Die 
„Veredelungstheorie“. — Revolution oder praktische Arbeit. 


Die Londoner Fondsbörse. Herausgegeben von Otto 
Max Wittstock. Verlag von C. A. Schwetschke & 
Sokn, 1907. Preis A 2.50. 

Wesen und Entstehen. — Organisation. — Geschäfts- 


gang. — Gründungen und Emissionen. — Americana. — 
Goldminenwerte. — Prämiengeschäſte. — Spielbanken. — 
Kapitalsanlagen. — Rentabjilitäts-Tabelle.— Anhang 


(englisch-deutsches Börsen-ABC). 


Karl Marx, eine Monographie. Herausgegeben von 
M. Beer. Verlag für Sozialwissenschaft G. m. b. H. Ver- 
kasser der „Geschichte des Sozialismus in England“. 
Preis e, 4.—. 

Einleitung. — Marx’ Lehrjahre, — Das Werden des 

Marxismus. — Agitation und Lebensschicksale. — Das 

Marxsche System. — Schlussbetrachtung. 


Geheim-Diplomatie. Wortlaut der in ‚Russland ver- 
Öffentlichten Geheimdokumente. Herausgegeben von 
Dr. Arn. Br. Hanson. Verlag Ferd. Wyss, Bern. 
Preis & 6.80. 


Verzeichnis aller in der Kriegszeit erschienenen Volks- 
literatur über Ernährung, Hauswirtschaft, Kleintier- 
zucht, Garten-, Gemüse- und Obstbau, Zusammengestellt 
von Erich Deleiler. Ein Führer für Gemeindever- 
waltungen, Volks- und Kriegsküchen, Frauen- Vereine, 
Kleintierzüchter und Kleingartenbesitzer sowie für jeden 
Haushalt in Stadt und Land. Verlagsanstalt Erich 
Deleiter, Dresden-A. 26. 1917. Preis 20 Pfg. 

Die Kartoffel. — Kochbücher. — Hauswirtschaft. — 
Einmachen und Dörren. — Wild- und Kriegsgemüse. — 
Pilze. — Kaninchenzucht. — Kleintiersucht. — Tierzucht. — 
Allgemeines. — Fischerei. — Ziegenzucht. — Hühner- 
zucht. — Geflügel. — Allgemeines. — Gänse- und Enten- 
zucht. — Tanbenzucht. — Schweinezucht. — Schafzucht. — 
Bienenzucht. — Garten- und Gemüsebau. — Obstbau. 


Die Dahrlehnskassen des Deutschen Reiches mit 
Berücksichtigung der entsprechenden Kredit- 
organisation des Auslandes. Von Dr. Leo Feucht- 
wanger. J. C. Cottasche Buchhandlung Nachfolger. 

Die Darlehuskassen in den Jahren 1848, 1866, 1870. 

— Die Darlehnskassen des Deutschen Reichs. 


In zwei Stunden doppelte Buchführung. Anleitung, 
die doppelte Buchführung in zwei Stunden zu erlernen, 
mit gleichzeitiger Anweisung, wie die Vorteile der 
italienischen und amerikanischen Buchführung vereinigt, 
viele Schreibarbeit vermieden, die Bücher vor Rück- 
ständigkeit bewahrt und Fehler leicht entdeckt werden 
können. Von Hugo Meyerheim. Preis % 1.—. 
Handelspraktischer Verlag, Berlin NO 43. 

Groß-Berlin. Von Georg Haberland. Preis , 1.20. 
Verlag von Alfred Unger, Berlin C 2, Spandauersir. 22. 

Der jetzige Zustand und seine Wirkungen, — Der 
bestehende Zweckverband. — Die Londoner Grafschaft. 


Bücher sind von jeder Buchbandlung des In- und Auslandes ausserdem aber such gegen 
oder gegen Nachnahme von der Sortiments-Abteilung des 


Plutus Verlages zu beziehen.) 


— Die Aufgaben der Zentralorganisation. — Die Neu- 

gestaltung des Zweckverbandes. 

Oesterreichische Monatshefte für den Orient. 
Herausgegeben von der k. k. Oesterr. Orient- und Ueber- 
see-Gesellschaft. Unter der Leitung von J. M. Baern- 
reither, A. Musil und H. Uebersberger. Preis für 

& zwölf Hefte im Gesamtmass von mindestens 24 Druck- 
bogen für Oesterreich Ungarn Kr. 12.—, für Deutsch- 
land , 12.—. 

Unsere Schiffahrt in Konstantinopel und im Schwarzen 
Meer, — Robert Deutsch: Der Jemen. — Karl v. Ter- 
zaghi: Das technische Unterrichtswesen in der Türkei. 
— Friedrich J. Bieber: Wolde Giorgis. — Alois Musil: 
Die heutigen Zustände in Mekka. — Zur Zei geschichte. 
— Wirtschaftliche Nachrichten. — Mitteilungen: Auf der 
Halbinsel Sinai. Die Kämpfe in Babylonien. — 
Osmanisch-österr.-ungar. Club in Damaskus. — Buch- 
besprechung. 

Aus Deutschlands Waffenschmiede. 
Reichert. Reichsverlag Hermann Kalkoff, Berlin- 
Zehlendorf-West, Preis AL 2.50. 

Waffenschmiede. — Eisenindustrie. — Die deutschen 
Eisenreviere. — Deutsche Werksanlagen. — Die Friedens- 
erfolge. — Die Kriegsleistungen. — Die Arbeiterschaft. 
— Die Industriekapitäne. — Zukunftssorgen. 

Die Pirmasenser Schuhindustrie. Eine volks- 
wirtschaftliche, privatwirtschaftliche und sozialpolitische 
Monographie. Von A. Zwick. Karlsruhe 1918. G. 
Braunsche Hofbuchdruckerei und Verlag. Preis AL 5. 20. 

Entwieklung bis Ende der 50er Jahre. — Entwicklung 
der Technik in der Schuhindustrie. — Die zweite Periode 
(bis 1900). — Die Entwicklung des Verkehrs bis zu den 
80er Jahren. — Fortschritt der Entwicklung. — Die Ent- 
wicklung der Lederindustrie in Pirmasens. — Die Ent- 
wicklung seit 1900 bis heute. — Aufschwung des Ver- 
kehrs, der Banken und der finanziellen Lage der Schuh- 
industrie. — Pirmasens als Standort der Schuhindustrie. 
— Die lokale Agglomeration und die teilweise Abwan- 
derung aufs Land. Deglomerationsfaktoren: Die 
isolierte Lage. — Technik und Organisation der modernen 
Schuhfabrikation. — Die Kraftbeschaffurg. — Die Arbeits- 
maschine und der Schuhmaschinentrust, — Einfluss des 
technischen Fortschritts auf die Selbstkosten. — Besondere 
Wirkungen der Einführung der Schuhmaschinen, — Die 
Löhne. — Die Organisation der Selbstkostenvermittlung. 
— Unternehmungsform. — Die juristischen Unternehmer. 
— Absatzformen. — Markt und Preise. — Sozialpolitisches. 
— Koalitionen. — Arbeitgeberverband. — Arbeitnehmer- 
verbände. — Streiks und Aussperrungen und Ziele der 
Arbeitgeber- und Arbeitnchmerverbände. — Die Arbeits- 
zeit. Der Arbeitsnachweis. — Regelung der Beziehungen 
von Arbeitgeber und nehmer. — Auslese und Anpassung 
der Arbeiter in der Schuhindustrie. — Statistik. 
Walther Rathenau. Der Mensch und sein Werk. 

Von Theodor Kappstein. Verlag „Das Buch“, 
Paul Altheer, Zürich. Preis A 1.50. 

Jugendehe, eine Forderung für unsere Zukunft. 

Herausgegeben von Paul Krische. Preis c# 2.50. 


Von Dr. J. 


Einleitung. — Die wissenschaftliche Würdigung der 
Jugendehe. — Lebenskunde, — Völkerkunde und Kultur- 
geschichte. — Gesellschaftskunde. — Die Jugendche als 


Bestandteil des Jugendproblems. — Jugendehe und Jugend- 
bewegung. 


Verantwortlich füc der redaktiouellen Teil G. Friedma un- Charlottenburg. 


